
-1- 
Gemeinderat 22.05.2024 

Protokoll 
Über die am Mittwoch, den 22.05.2024 um 18:30 Uhr im Bräuhaus/Lenausaal stattgefundene 

Sitzung des Gemeinderates. 

 

Anwesend: 
Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl ÖVP 

1. Vizebgm. Mag. Martin Falb ÖVP 

2. Vizebgm. Heinz Scheele SPÖ 

STR Gerhard Dummer ÖVP 

STR Ing. Mag. Herwig Hödl ÖVP 

STR Mag. Felix Koll ÖVP 

STR Dr. Christian Moser ÖVP 

STR Markus Rosenberger SPÖ 

STR DI Dietmar Pfeiler GRÜNE 

GR Dkfm. Johannes Bartosch ÖVP 

GR Martin Franta, BEd  ÖVP 

GR Siegfried Gaida ÖVP 

GR Monika Handschuh ÖVP 

GR Gregor Hetzendorfer ÖVP  

GR Setki Ibraimi ÖVP  

GR Iris Ludl ÖVP  

GR Eleonore Kopf ÖVP 

GR Peter Samer ÖVP 

GR Manuela Trabauer-Rauchbüchl ÖVP  ab 18:49 Uhr 

GR Matthias Zagler ÖVP 

GR Manuel Kurzmann SPÖ 

GR Daniel Pollak SPÖ 

GR Michael Polly SPÖ 

GR Mag. Alexandra Rester SPÖ 

GR Christian Rester SPÖ 

GR Jürgen Ruzicka SPÖ 

GR Thomas Salway SPÖ 

GR Jürgen Strahammer SPÖ 

GR Mag. Regina Fless-Klinger  GRÜNE 

GR OStR Mag. Walter Klinger GRÜNE 

GR Mag. Matthias Kubat GRÜNE 

GR DI Thomas Muth GRÜNE 

GR Wolfgang Mayer FPÖ 

 

Entschuldigt: 
STR Admir Osmanovic SPÖ 

STR Herbert Pohl FPÖ 

GR Margit Weiss ÖVP 

GR Alen Ćorković FPÖ  

 

Vorsitzende: Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl 
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Schriftführer: StADir. Mag. Christina Pinggera 

 

Namensnennungen im Folgenden ohne Titel  

 

 

 

Tagesordnung 
Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Genehmigung des Protokolls vom 25.03.2024 

Bericht Umweltgemeinderat 

1. Erneuerbare Energiegemeinschaft – EEG  

Antrag Bürgermeisterin 

2. Entschädigung – Mitglieder Wahlbehörden 

Ref. 03 – Antrage Stadtrat Finanzen  

3. Änderung – Wasserabgabeverordnung 

4. Änderung – Wassergebühr Nachbargemeinden 

5. EVN Biogasanlage 

Ref. 01 – Antrag Stadtrat Bauwesen und Stadtentwicklung  

6. Änderung örtlliches ROP 

7. Mehr- Minderkosten Erweiterung Volksschulen 

Ref. 02 – Antrag Stadtrat Beteiligungen und Liegenschaften  

8. Errichtung Schnellladestation Rudolf Hirsch-Straße, Grundbenützung 

Leitungsverlegung 

9. Gestattungs- und Sondernutzungsvertrag CN.as Leitung A22 

10. Servitutsvertrag Gst. Nr. 156, EZ 3553 

11. Grundkauf Parz. Nr. 1839 und 1757 – Stockerauer Au 

Ref. 04 – Antrag Stadtrat Kultur und Veranstaltungswesen  

12. Basisförderung 2024 – Vereine ausgenommen Sportvereine 

Ref. 05 – Antrag Stadtrat Soziales, Gesundheit, Bildung und Integration  

13. Änderung – Richtlinie Mietzinsunterstützung 

14. Kindererholungsaktion 2024 

Ref. 07 – Antrag Standtrat Umwelt, Au, Parkanlagen 

15. Asphaltierung Zufahrtsweg Deponie 

Ref. 08 – Anträge Stadtrat Verkehr, Infrastruktur und Straßen  

16. Reparatur KFZ Verkehrsabteilung 

17. Kooperationsvertrag Nextbike 

Ref. 10 – Antrag Stadtrat Wirtschaft und Tourismus 

18. Mitgliedschaft Stadtmarketing Austria  

 

 

 

Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 

Völkl: Ich darf herzlich zur Sitzung des Gemeinderates begrüßen, die Mitglieder des 

Gemeinderates, unsere Zuseher vor Ort und die Zuseher vor den Geräten, die dem 

Livestream folgen. Ich stelle die Beschlussfähigkeit fest, die Einladungen ergingen 

ordnungsgemäß, die Tagesordnung ist rechtzeitig kundgemacht worden und es erfolgten 
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keine Einwendungen. Entschuldigt zur heutigen Sitzung sind StR Admir Osmanovic, GR 

Margit Weiss, GR Alen Ćorković, StR Herbert Pohl und GR Manuela Trabauer-Rauchbüchl 

verspätet sich. Bevor wir in die Sitzung eintreten, darf ich Ihnen zur Kenntnis bringen, dass 

ein Dringlichkeitsantrag eingebracht wurde gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung. 

Der Dringlichkeitsantrag betrifft „Leistbarer Stadtverkehr außerhalb der vorhandenen Bahn- 

und Buslinien“ und ich darf um die Verlesung des Dringlichkeitsantrags bitten. 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO – Leistbarer 

Stadtverkehr außerhalb der vorhandenen Bahn- und Buslinien 
 

A. Rester: Liebe Frau Bürgermeisterin, liebe Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates, 

liebe Zuschauerinnen und Zuschauer, einen schönen guten Abend. Ich verlese die 

Antragsformel des soeben genannten Dringlichkeitsantrages. 

 

Antrag 

Daher wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Stockerau möge den 

Grundsatzbeschluss fassen, den Weiterbetrieb durch eine Alternative sicherzustellen und im 

Anschluss eine dauerhaft taugliche Lösung für die Stockerauer Bevölkerung, lokal oder 

regional, zu schaffen. Die Dringlichkeit begründet sich aus der Information vom 21.05.2024, 

dass ab 22.05.2024 der vorhandene Betrieb eingestellt werden soll. Ich bitte um Zuerkennung 

der Dringlichkeit. 

 

Völkl: Wir stimmen über die Dringlichkeit ab und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Ich sehe hier Einstimmigkeit und bedanke mich.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Zur Tagesordnung gibt es noch Änderungen. Folgende Punkte werden von der 

Tagesordnung abgesetzt: 4. Änderung – Wassergebühr Nachbargemeinden und 10. 

Servitutsvertrag Gst. Nr. 156, EZ 3553 

 

 

 

Genehmigung des Protokolls vom 25.03.2024 
 

Völkl: Wir kommen nun zur Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung. Es wird der 

Antrag gestellt, das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 25.03.2024 unverlesen zu 

genehmigen. Ich ersuche um Abstimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit.  
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

1. Erneuerbare Energiegemeinschaft – EEG  
 

Pfeiler: Dankeschön. Einen schönen guten Abend liebe Kolleginnen und Kollegen. Schönen 

guten Abend an die Zuhörerinnen und Zuhörer hier im Saal und auch natürlich zu Hause an 

den mobilen Endgeräten im Livestream. Ich darf Ihnen einen Bericht als Umweltgemeinderat 

legen, um über den Fortgang bei den Aktivitäten zur Erneuerbaren Energiegemeinschaft EEG 

Stockerau zu berichten.  

Die Erneuerbare Energiegemeinschaft Stockerau „EEG Stockerau“ startet! Erneuerbare 

Energiegemeinschaften ermöglichen das Tauschen von lokal oder regional erzeugter 

erneuerbarer Energie über Grundstücksgrenzen hinweg. Die Vorteile dieser Form daran 

liegen auf der Hand: Die erneuerbare Energie lokal erzeugen und lokal verbrauchen. Das 

bedeutet, dass die Wertschöpfung im Ort bleibt. Ein Stück sich unabhängig machen von den 

Preisschwankungen auf den Energiemärkten und insgesamt natürlich einen Umstieg auf 

erneuerbare Energien fördern als Beitrag zum Klimaschutz. Darüber hinaus gibt es natürlich 

auch erhebliche Kostenvorteile. Es treten um 28% reduzierte Netzentgelte für 

Energiegemeinschaften auf der Netzebene 7 auf und natürlich auch reduzierte Gebühren, 

beispielsweise im Fall von Förderbeiträgen, günstigere Bezugspreise und auch einträglichere 

Einspeisepreise für Erzeugende. Kurzum: Regional erzeugte erneuerbare Energie zu fairen, 

leistbaren und verlässlichen Preisen. 

Bereits im letzten Jahr haben wir hier den Grundsatzbeschluss und im Dezember schließlich 

den Gründungsbeschluss für den Verein gefasst. Parallel dazu wurden die energie-

technischen Szenarien und Grundlagen mit unserem Dienstleister EZN erarbeitet. Im Mai 

wurden auch die Organe des Vereines bestellt: Obmann ist Daniel Pollak, Obmann-Stv. 

Siegfried Gaida und Schriftführer Wolfgang Mayer, die Rechnungsprüfung übernehmen 

Alexandra Rester und Thomas Muth. Herzlichen Dank an die Kollegen und Kollegin, sich für 

diese Ämter zur Verfügung zu stellen und diese verantwortungsvollen Aufgaben zu 

übernehmen. Die Stadtgemeinde Stockerau wird im Verein durch die Bürgermeisterin Andrea 

Völkl, Umweltstadtrat Dietmar Pfeiler und die KIG durch Gerhard Dummer vertreten. 

Im ersten Schritt werden die gemeindeeigenen PV-Anlagen in die Energiegemeinschaft 

eingebracht: Wirtschaftshof Salzlagerhalle, Parkdeck Z2000, Hallenbad, Frauenwohnhaus, 

Volksschule West, Volksschule Wondrak, Mittelschule, Sportzentrum, Kläranlage. Weitere 

Anlagen sind in Planung (Fuchsenbühel, Feuerwehr, Wohnhäuser). 

Es wurde ein Tarif von EUR 0,10/kWh festgelegt, der üblicherweise 1x pro Jahr angepasst 

werden soll, um stabile Preise sicherzustellen. Das haben wir im Vorfeld analysieren lassen. 

Der Strombezug der Gemeinde sind ca. 4 Mio. kWh ohne die Beleuchtung. Das sind die Werte 

aus 2022 gewesen. Bei einer abgeschätzten Eigenerzeugung von 1,4 Mio. kWh für die im 

Betrieb oder für die geplanten Anlagen können dann innerhalb der Energiegemeinschaft eine 
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Eigenverbrauchsquote, also der Anteil der Energie, der in der Energiegemeinschaft erzeugt 

wird und auch selber verbraucht wird, dieser Anteil wäre dann 70 %. Ein Potenzial besteht 

natürlich auch noch in der Einbeziehung der Windräder am Fuchsenbühel, die ca. 3 Mio. kWh 

Erzeugung aufweisen. Dadurch könnten natürlich Autarkiegrad und Eigenverbrauchsquote 

auf rund 60 % gesteigert werden. Die Einbindung der Windenergie ist aber noch von 

rechtlichen Prüfungen abhängig. Wie soll es dann weitergehen, wenn einmal die 

Gemeindeanlagen integriert sind? Dann wäre ein möglicher weiterer Fahrplan nach dem 

Sommer eine Informationsveranstaltung anzusetzen, bei der über die allgemeine Öffnung und 

die Möglichkeiten der Teilnahme an dieser Erneuerbaren Energiegemeinschaft informiert 

wird. Natürlich mit dem Fokus, neue Erzeugungsanlagen auch von Privatpersonen oder 

Unternehmen hier einzubeziehen, um einfach die Erzeugerseite noch weiter zu stärken und 

den Autarkiegrad zu erhöhen. Das wäre es mal zum kurzen Überblick zum Status dieser 

erneuerbaren Energiegemeinschaft. Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön. Gibt es Wortmeldungen oder Fragen? Bitte, Herr Vizebürgermeister. 

 

Falb: Meine Frage wäre gewesen, ich weiß nicht, wer sie übernimmt. Was haben wir da 

ungefähr an Ersparnis jetzt im Rahmen unserer budgetären Notwendigkeit, die wir jedes Jahr 

in der Gemeinde haben, derzeitige Strompreise in etwa veranschlagt? 

 

Pfeiler: Wir haben das durchsimuliert. Ich suche das kurz raus, einen Moment. Das waren 

damals ein bisschen anders angesetzte Preislandschaften. Das ist der Bericht aus dem letzten 

Jahr. Wir hatten damals diese Bilanzierung mit ca. 1 Mio. kWH, die getauscht werden, bei ca. 

4 Mio. kWH Gesamtverbrauch, das Szenario PV-Anlagen ohne Straßenbeleuchtung. Da 

kommen wir bei einer Wirtschaftlichkeit ca. 84.000 € Einsparungspotenzial bei den 

Energiekosten. 

 

Falb: Danke. Wie gesagt, wir begrüßen das Projekt wirklich und ich glaube, dass es ein ganz, 

toller erster Schritt ist. Du hast mehrfach das Wort Autarkie verwendet. Ich glaube, worum es 

geht, ist vor allem eine lokale Energiegewinnung, dass wir die Regionalität, die wir, zum 

Beispiel im Bereich der Lebensmittel und auch bei anderen Themen mehr und mehr haben 

wollen, auch im Bereich der Energiegewinnung haben und das wird nie gehen ohne einen 

Austausch. Das ist völlig klar. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön für den Bericht. Ich ersuche ein Zeichen der Kenntnisnahme. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig zur Kenntnis genommen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Trabauer-Rauchbühel nimmt an der Sitzung teil 18:49 Uhr 
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2. Entschädigung – Mitglieder Wahlbehörden 
 

Völkl: Wir kommen nun zum Antrag der Bürgermeisterin. Hier geht es um Entschädigung für 

Mitglieder der Wahlbehörden.  

Mit Wahlrechtsänderungsgesetz 2023 wurde nunmehr vom Gesetzgeber eine Regelung für 

die Entschädigung für die Tätigkeit in Wahlbehörden geschaffen. Sie sieht allerdings vor, dass 

Anspruch auf eine solche Entschädigung nur jene Mitglieder der Wahlbehörden haben, die 

ihre Tätigkeit am Wahltag in vollem Umfang ausüben, das heißt, während der gesamten 

Öffnungszeit des Wahllokals dort tätig sind. Wie sich bei früheren Wahlen in Stockerau gezeigt 

hat, üben die meisten Mitglieder der Sprengel-Wahlbehörden ihre Tätigkeit nicht während der 

gesamten Öffnungszeit ihres Wahllokals aus, sondern wechseln sich auch in der Anwesenheit 

ab, der Tag wird aufgeteilt in Vormittags- und Nachmittagsdienst. Hierfür hätten sie dann 

keinen Anspruch auf eine Entschädigung nach dem Wahlrechtsänderungsgesetz 2023. Um 

dennoch einen Beitrag zur Motivation zu dieser überaus wichtigen und ehrenvollen Tätigkeit 

zu leisten und Dank und Anerkennung hierfür ausdrücken zu können, möchte die Stadt 

Stockerau jenen Mitgliedern der Sprengel die nicht durchgehend während der gesamten 

Öffnungszeit ihres Wahllokals tätig sind, eine Stockerau-Card im Wert von 50 € übergeben. 

Diese Zuwendung löst die bisherige Ausgabe eines Wertgutscheins und die Auszahlung des 

Essengeldes ab. Wie bisher werden alle Mitglieder der Sprengelwahlbehörden, die an der 

tatsächlichen Durchführung der Wahl beteiligt sind, bedacht, nämlich die Sprengel-Wahlleiter 

und deren Stellvertreter, Beisitzer und Ersatzbeisitzer und Vertrauenspersonen, nicht aber 

Wahlzeugen, da diese nicht am Wahlvorgang beteiligt sein dürfen.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, jenen Mitgliedern der 

Sprengelwahlbehörden, die nicht durchgehend während der Öffnungszeiten in ihrem 

Wahllokal tätig sind und damit keinen Anspruch auf die Entschädigung nach dem 

Wahlrechtsänderungsgesetz 2023 haben, wird eine Stockerau-Card im Wert von 50 € 

übergeben. Gibt es Wortmeldungen? Bitte, Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Grundsätzlich eine positive Sache. Es ist ganz wichtig, dass wir bei der Durchführung 

der Wahlen personell gut aufgestellt sind. Jetzt wäre meine Frage, von welchem 

abgeschätzten Gesamtbetrag sprechen wir, wenn wir jetzt den Personenkreis, an den wir die 

50 € Wertgutschein abgeben, erweitern? Sind das 1.000 €, 2.000 €? Danke. 

 

Völkl: Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Falb: Das wird kein überragender Betrag, würde ich sagen. Das wird ein mittlerer, vierstelliger 

Betrag sein. Hängt sehr stark davon ab, wie die Wahlbehörden sich organisieren. Ich meine, 

wir haben in Stockerau die gute Tradition, dass innerhalb der Wahlbehörde man sich 

ausmacht, wer ist den ganzen Tag da, eventuell wer kommt oder wer löst sich zum Mittag ab. 

Und das wird sehr stark davon abhängen, weil ja diese 50er-Regelung nur für den Teil der 

Mitglieder der Wahlbehörden gilt, die nicht den ganzen Tag durchsitzen. 

 

Völkl: Natürlich wird es auch Menschen geben, die die volle Öffnungszeit haben, wo diese 

100 € zum Tragen kommen. Darum kann man das im Vorfeld nicht ganz abschätzen. Natürlich 

werden wir nach der Wahlhandlung das dem Gemeinderat wieder zur Kenntnis bringen. Wenn 
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es keine Wortmeldungen mehr gibt, bringen wir den Antrag zur Abstimmung und ich ersuche 

um ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe Einstimmigkeit und bedanke mich.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

3. Änderung – Wasserabgabeverordnung 
 

Dummer: Einen schönen guten Abend. Ich habe heute zwei Anträge. Der erste ist eine 

Änderung der Wasserabgabenverordnung. Ein nicht unwesentlicher Punkt, auch für die 

Zukunft. Wir haben eine sehr gute Wasserversorgung in Stockerau, basierend auf den 

Brunnen in der Au. Wir haben eine Menge Pumpwerke, Hochbehälter, 143 km 

Wasserleitungen, wovon manche schon 60 Jahre und mehr in der Erde leben und 4.627 

Hausanschlüsse. Wir haben das Thema bei jedem Budgetbeschluss, dass wir natürlich für die 

Instandhaltung dieser Anlagen hohe Beträge aufwenden müssen, jedes Jahr zwischen 1 und 

1,5 Mio., um diese Anlagen in Schuss zu halten, damit die Wasserversorgung der Bevölkerung 

gesichert ist. Wir hatten auch in letzter Zeit des Öfteren die Diskussion über die Darlehen. Wir 

haben bisher mangels ausreichender Mittel aus dem Gebührenhaushalt diese Investitionen 

über Darlehen finanziert. Das ist natürlich keine Dauerlösung. Wir haben jetzt in 

Zusammenarbeit mit der Verwaltung die Situation bei den Gebührenhaushalten analysiert und 

wir haben eine halbwegs ausgewogene Situation bei Kanal und Müll. Aber wir haben eine 

grobe Unterdeckung im Wassergebührenhaushalt, da fehlen uns im Finanzierungshaushalt, 

wenn man die anteiligen Verwaltungskosten und Investitionen berücksichtigt, im Jahr 2024 

1,9 Mio. Das finanzieren wir mit Darlehen, aber das kann in der Form nicht so funktionieren. 

Mit der Grund dafür ist, dass wir im Vergleich mit anderen Städten, aber im Vergleich mit ganz 

NÖ die billigsten Wassergebühren haben. Die Wassergebühr bei uns ist derzeit 1,20 € und 

damit um rund 40 % niedriger als zum Beispiel in Hollabrunn, Tulln, Korneuburg, Krems oder 

St. Pölten. Die Wasserpreise setzen sich aus der Wasserzählergebühr und aus dem 

Wasserpreis selbst zusammen. Da gibt es starke Unterschiede in den Gemeinden. Es gibt 

Städte und Gemeinden, die eine sehr hohe Zählergebühr verrechnen, die wird verrechnet, 

egal ob Wasser gebraucht wird oder nicht und es gibt Gemeinden, die ein bisschen niedrigere 

Zählergebühr verrechnen, aber dafür einen höheren Wasserpreis, der 50 % höher liegt, als 

bei uns. Aus dem heraus und aus der Notwendigkeit, dass wir unsere Anlagen instand halten 

wollen und einen gewissen Rückstand aufzuarbeiten haben, weil wir schon sehr lange eine 

Wasserversorgungsanlage haben, dass wir die Wassergebühr, also die Zählerbereitstellungs-

gebühr von 12 € auf 16 € und die Wasserbezugsgebühr selbst von 1,20 € auf 1,60 € zuzüglich 

10 % Umsatzsteuer erhöhen und auch die Wasseranschlussabgabe soll von 7,50 € auf 8 € 

angehoben werden. Wir haben die Kalkulation gemacht, die vorgesehen ist in der NÖ 

Gemeindeordnung. Die zulässige Wassergebühr bei uns wäre 2,22 € aufgrund des Instand-

haltungserfordernisses. Wir würden vorschlagen, das auf 1,60 € zu erhöhen statt auf 2,22 €. 

Die Bereitstellungsgebühr dürften wir auf 50 % der Kosten festlegen. Bei uns sind es 22,5, 
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also weniger als die Hälfte dessen, was gesetzlich zulässig wäre. Auch die 

Wasseranschlussabgabe wäre maximal zulässig mit 10,51 € und wir würden das jetzt auf 8 € 

anheben. Die Erhöhung ist vor allem aufgrund der gestiegenen Instandhaltungskosten 

notwendig, um einen nachhaltig kostendeckenden Gebührenhaushalt zu sichern. Im Bereich 

Wasser besteht wie in den anderen Bereichen der Daseinsvorsorge ein hoher Instand-

haltungsrückstau, den wir im Rahmen unserer finanziellen und personellen Möglichkeiten 

schon in der Vergangenheit gemeinsam aufgearbeitet haben und wo aber noch einiges zu tun 

ist für die Zukunft. Ein Beispiel, ist derzeit die Pampichler Straße, wo sehr umfangreiche 

Arbeiten notwendig sind, um die Wasserleitung wieder für die nächsten Jahrzehnte in einen 

guten Zustand zu versetzen. Für den einzelnen Bürger bedeutet das bei einem Verbrauch von 

100.000 Liter Wasser im Jahr, also 275 Liter am Tag ungefähr, dass die Kosten um 4,77 € im 

Monat steigen. Davon sind 1,10 € aus der Zählergebühr und 3,77 € aus der Wassergebühr. 

Nach dieser Erhöhung kostet ein Liter Trinkwasser bei uns 0,22 Ct.  

Demnach soll die Wasserabgabenverordnung in folgenden Punkten abgeändert werden. Die 

Wasseranschlussabgabe, wie schon erwähnt, soll mit 8 € neu festgesetzt werden. Da liegt ein 

Einheitssatz zugrunde von 210,33 € pro Lm Wasserrohrnetz. Hinzu kommt bei allem 10 % 

Mehrwertsteuer, die bleibt aber nicht bei uns, die geht an den Finanzminister. Die 

Bereitstellungsgebühr soll mit 16 € pro m3 neu festgesetzt werden. Das heißt, es sind 48 € im 

Jahr, auch hier kommen die 10% Umsatzsteuer dazu für einen üblichen 3 m3 Wasserzähler, 

ein normales Einfamilienhaus hat einen 3 m3 Wasserzähler. Betriebe haben dann teilweise 

größere Wasserzähler und Wohnhausanlagen haben natürlich auch größere Zähler, je nach 

Anzahl der Wohnungen. Das verteilt sich aber auf die Wohnungen und die Wasser-

bezugsgebühr gemäß § 10 Abs. 5 der NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird mit 

1,60 € festgesetzt, auch da kommen 10 % Umsatzsteuer dazu.  

 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, der Gemeinderat wolle die Änderung der Wasserabgabenverordnung 

wie im Amtsbericht ausgeführt genehmigen.  

Ich denke, ich muss die Verordnung nicht vorlesen, außer es ist gewünscht. Das sind die 

Änderungen, die habe ich erwähnt. Darüber hinaus bleibt die Wasserabgabenverordnung, wie 

sie ist. Bei uns ist der Abrechnungszeitraum immer 01.10. bis 30.09. Demnach würde diese 

Erhöhung wirksam werden ab 01.10.2024, also für die Bürger spürbar 2025 mit diesen 4,77 € 

pro Monat bei 100.000 Liter Wasserverbrauch. Gibt es Wortmeldungen? 

 

Völkl: Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Scheele: Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, werte 

Zuschauer hier im Saal und zu Hause an den diversen Endgeräten. Erlauben Sie mir als 

Einleitung ein klares Bekenntnis der SPÖ Stockerau zur kommunalen Daseinsvorsorge. Alle 

Dienstleistungen, die für das öffentliche Leben notwendig sind, sollen in öffentlicher Hand 

sein. Wir bekennen uns dazu ohne Wenn und Aber. Wir wissen, dass die Erhaltung, 

Sanierung, Erneuerung, teilweise Erweiterung der dafür notwendigen Infrastruktur viel Geld 

kosten. Wir wissen, dass der Gebührenhaushalt ausgeglichen oder kostendeckend gestaltet 

werden soll. Wir bekennen uns dazu, dass die Bürgerinnen und Bürger für Stockerau auch zu 

dieser Daseinsvorsorge ihren gerechten Beitrag leisten müssen. Wir wissen aber auch, dass 

bei den letzten Finanzausgleichsverhandlungen für die Jahre 2024 bis 2027 2,4 Milliarden 

Euro zusätzliches Geld für Länder und Gemeinden beschlossen wurde. Wir wissen auch, dass 

auf Vorschlag des Finanzministers Brunner ein mit 1,1 Milliarden dotierter Zukunftsfonds für 
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kommunale Projekte ins Leben gerufen wurde. Das Ganze per anno für die Jahre 2025 bis 

2027. Das bedeutet für die Stadtgemeinde Stockerau ganz konkret pro Jahr 2.045.000 € und 

laut meinen Informationen geht das Land NÖ her und sagt, von diesem Betrag, das sind also 

für drei Jahre immerhin 6,1 Millionen €, kriegt die Stadtgemeinde Stockerau nur 37 %. Für uns 

als SPÖ ist es klar, dass das Vereinbarte und Ausverhandelte auf den Cent genau in die 

Stadtgemeinde, in die Gemeinden einfließen muss. Die Aufrechterhaltung der Infrastruktur für 

Kanal, Wasser, Wasserleitung, Abwasser ist aus unserer Sicht ein kommunales Projekt und 

solange diese aus unserer Sicht Ungerechtigkeit gegeben ist, können und werden wir diesem 

Antrag nicht zustimmen. Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön. Weitere Wortmeldungen? Herr Gemeinderat Kubat, bitte. 

 

Kubat: Das liebe Wasser steht der Stadtgemeinde Stockerau bis zum Hals. Wenn wir den 

Mund aufmachen, könnten wir langsam ertrinken. Warum sage ich das? Aufgrund des 

Schuldenstandes, der enorm erhöht ist. Und jetzt hege ich einen kleinen Verdacht, gepaart 

mit dem Wissen vom Rechnungshofbericht aus dem Jahr 2013, wo er ja festhielt, dass die 

Wassergebühr nicht dem entspricht, wofür es gedacht ist, und zwar um Wasserleitungen zu 

sanieren, sondern zweckentfremdet wird. Ich meine, und das ist jetzt mein Verdacht, da uns 

das Wasser bis zum Hals steht, wir im Schuldensumpf ertrinken, müssen wir unsere Finanzen 

stabilisieren. Und das passiert über den Gebührenhaushalt. Wenn wir da Einnahmen erhöhen, 

können wir teilweise unsere Bilanz, unsere Einnahmen und Ausgaben wieder irgendwie 

stabilisieren. Deswegen bin ich schon allein dagegen. Damals, als es hier um den 

Rechnungsabschluss ging, sagte ich, setzen wir uns alle zusammen, alle 

Gemeinderatsfraktionen, und schauen uns die Ausgaben an. Die Stadtgemeinde Stockerau 

hat in erster Linie ein Ausgabenproblem. Wir müssen wieder Kontrolle über unsere Ausgaben 

gewinnen. Dieses Angebot, darauf warte ich bis heute, bislang ist nichts gekommen, dass wir 

zu einem runden Tisch uns zusammenfinden und die Ausgaben uns kritisch anschauen. Somit 

gewinnen wir niemals Kostenkontrolle, und somit gewinnen wir auch niemals einen 

Handlungsspielraum. Der Punkt ist jetzt bei den Gebühren. Wir werden das jetzt offenbar so 

wie immer machen. Die Ausgaben rennen davon, dann werden wir die Gebühren erhöhen, 

und wir werden immer nur reagieren, aber niemals ins Agieren kommen. Des Weiteren, wir 

besprechen das schon immer, sage ich ja, na hört's mal, wenn wir uns den 

Rechnungsabschluss anschauen, dann sehen wir einen Überschuss beim Wasser, dass wir 

Gewinne machen. Der Herr Stadtrat Dummer sagt zu Recht, das Argument ist richtig, naja, 

aber da haben wir ja die Overheadkosten nicht drinnen. Der Herr Stadtrat Dummer hat die 

Overheadkosten beleuchtet, aber das war mir einfach viel zu pauschal. Einfach die 

Personalkosten hernehmen und davon 10 %, wie man auf 10 % kommt, weiß ich nicht. Und 

ich weiß, Personalkosten sind so pauschal, dass man sagt, aha, was ist denn alles drinnen 

im Personal? Ist auch die Marketingabteilung drinnen bei den Personalkosten? Und auch der 

Gemeinderat vielleicht? Und dass wir uns zu 10 % mit Wasser beschäftigen und im 

Wassergebührenhaushalt, glaube ich auch nicht. Also, das war aus meiner Sicht, so die 

Zahlen hinzubiegen, wie man sie gerade braucht. Aus diesen zwei Gründen stimme ich gegen 

den Antrag. Dankeschön. 

 

Völkl: Also wir hatten eine Wortmeldung. Herr Gemeinderat Mayer, bitte. 

 

Mayer: Dankeschön. Auch von meiner Seite wünsche ich allen einen schönen guten Abend, 

herinnen und auch draußen. Für uns ist diese Wassergebühr einfach zu hoch. Wir sind immer 
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der Meinung gewesen, dass wir die Inflationsraten anpassen, aber nicht dass wir so extreme 

Erhöhungen durchführen. Deswegen können wir dieser Verordnung nicht zustimmen. Danke. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Dummer, bitte. 

 

Dummer: Wenn wir jetzt erhöhen, bleiben wir die Billigsten im Umfeld. Es ist so, dass alle 

Städte und Gemeinden entsprechend umsichtig kalkulieren und auch wir sind dazu 

aufgefordert. Der Haushalt geht sich nur dann aus, wenn wir Darlehen aufnehmen und das 

sollen wir ja nicht nach Ihrer Empfehlung, Herr Kubat. Das heißt, wenn wir dazu übergehen 

wollen, schrittweise und das ist damit sowieso nicht zur Gänze getan, sondern das ist ein 

erster Schritt in diese Richtung, dass wir diese Instandhaltungskosten aus den Gebühren zum 

Teil bezahlen können. Das heißt, das Ziel ist schon, dass wir weniger Darlehen aufnehmen, 

dass die Schulden damit weniger stark oder gar nicht steigen. Das geht nur, wenn wir 

Gebühren verrechnen, die in etwa im Marktumfeld vergleichbar sind. Wir haben in den letzten 

zwei Jahren zweimal 1 % Lohnkostenerhöhung gehabt. Das hat allein im heurigen Jahr 1,7 

Mio. € ausgemacht. Das sind schon Sondersituationen, die wir in den letzten zwei Jahren 

hatten, die auch vor uns als Stadtgemeinde nicht Halt machen. Wir sind keine Insel der 

Seligen, wo man sagt, uns betrifft das alles nicht. Wir haben keine höheren Kosten, wir haben 

keine höheren Stromkosten, wir zahlen keine höheren Löhne. Das ist nicht so. Darum muss 

man natürlich entsprechende Maßnahmen setzen. Wir haben es nicht in der Hand, wie viele 

Ertragsanteile wir von den Bundesaufgaben kriegen. Wir haben gewisse Steuern einfach nicht 

in der Hand, die wir festlegen können. Aber was wir tun können ist, dass wir schauen, dass 

wir unsere Gebührenhaushalte in Ordnung haben, dass wir unsere Instandhaltungs-

verpflichtungen mit den Einnahmen, die wir den Bürgern zumuten, auch erfüllen können. Das 

ist ein erster wichtiger Schritt. Es ist lange nichts Adäquates passiert. Darum ist der Schritt 

jetzt groß, zugegeben. Damit schaffen wir die Basis, dass wir in Zukunft wirklich auf Höhe der 

Inflation diese Anpassungen durchführen können. Jetzt müssen wir einmal den Schritt 

machen und zu den anderen aufschließen. Wir hecheln immer hinterher, einerseits mit den 

Gebühren, andererseits auch mit der Instandhaltung. Wir haben in den letzten Jahren für die 

Wasserleitung jedes Jahr zwischen 1 und 1,5 Mio. € ausgegeben. Ein Kilometer 

Wasserleitung kostet in der Instandhaltung 1 Mio. €, wir haben 143 Kilometer. Jetzt können 

Sie sich ausrechnen, was das die nächsten Jahrzehnte kostet, um diese Leitungen in Schuss 

zu bringen und natürlich auch in Schuss zu halten. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung der Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Falb: Mit großem Interesse höre ich natürlich die Ausführungen zum Thema der 

Budgetsituation der Stadtgemeinde, Runder Tisch mit Vorschlägen usw., alles gute Ideen. 

Konkret, insbesondere wird natürlich auch gesagt, die Stadtgemeinde habe ein 

Ausgabenproblem, kann man durchaus so sehen. Was wir nicht gehört haben die letzten 5 

Jahre, ist irgendein Vorschlag, welchen Ausgaben ganz konkret man zu Leibe rücken kann. 

Es hat immer wieder einen Vorschlag gegeben, der heißt die Bereichsleiter streichen. Das ist 

also der einzige konkrete Kostensenkungsvorschlag, den wir gehört haben aus dem Mund 

des Gemeinderat Kubat. Sonst ist mir jedenfalls keiner erinnerlich. Was mir immer wieder 

erinnerlich sind, sind alle möglichen guten Ideen zu Mehrausgaben. Gute Ideen durchaus, das 

mag ich konzentrieren, aber die große Welle an Sparvorschlägen, die ist bisher nicht 

gekommen. Das wollte ich nur sagen. Ich glaube, dass der Herr Finanzstadtrat eine sehr 

umsichtige, sehr ordentliche Politik fährt. Und ich glaube von Relevanz ist definitiv, dass wir 
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im Vergleich wirklich günstigste Kosten haben. In der Stadt Wien, habe ich gestern 

nachgeschaut, sind wir bereits über 2 € mit dem Wasserpreis. Jetzt muss man natürlich nicht 

in dem Bereich der Stadt Wien aufschließen. Aber das ist so. Und wir haben auch eine 

besondere Verantwortung, wenn wir nur daran denken, wir müssen die Au auch fit halten, von 

dort kommt das Trinkwasser, und auch da gibt es eine ganz besondere Verantwortung, die 

die Stadt Stockerau hat und die sie vielleicht von anderen Gemeinden unterscheidet. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Herr Stadtrat Pfeiler, auch eine Wortmeldung. 

 

Pfeiler: Ich möchte ganz kurz Eingehen auf die Wortmeldung vom Herrn Vizebürgermeister. 

Er wartet auf Vorschläge. Wir warten eigentlich noch immer auf den, sagen wir mal, runden 

Tisch, der im Allianzpapier 2019 angeführt wurde. Nämlich, dass man sich zusammensetzt 

und einen gemeinsamen mittelfristigen Budgetpfad definiert unter Einbeziehung aller 

Fraktionen und sich auf die wichtigsten Zukunftsprojekte verständigt und im Zuge dieses 

mittelfristigen Budgetpfades, die gemeinsamen Handlungsspielräume ausarbeitet und 

sichtbar macht. Dazu ist es wie vieles andere, was damals angekündigt wurde, nicht 

gekommen. Und dann sitzt man in der Situation, in der wir jetzt sitzen, dass teilweise bei 

Projekten die Ausgaben davon galoppiert sind. Jetzt muss man es, wie mein Kollege Kubat 

sagt, irgendwo auf der Einnahmenseite wieder einfangen mit einer Steigerung der 

Wassergebühren, zum Beispiel um 33 %. Wir haben natürlich Verständnis, dass es 

Sanierungsbedarf gibt. Wir haben natürlich Verständnis, dass die Kosten in verschiedenen 

Bereichen gestiegen sind. Aber in vielen Bereichen sind Projekte umgesetzt worden, wo dann 

die Kosten davongelaufen sind. Danke. 

 

Dummer: Wir machen das sehr wohl jedes Jahr und binden auch alle Fraktionen ein, nämlich 

im Rahmen der Budgetsitzung, das sind sehr intensive Auseinandersetzungen, wo wir alle 

Projekte auch diskutieren, mit der Verwaltung, mit den politischen Vertretern, mit den 

Verantwortlichen. Und das, was dann rauskommt, ist nicht immer für alle erfreulich, weil 

manchmal noch Streichungen, Anpassungen notwendig sind. Auf der Ausgabenseite kann ich 

durchaus sagen, dass wir in vielen Bereichen sehr effizient sind. Da haben wir schon in den 

letzten fünf Jahren einiges bewegt. Es wird sicher auch in den nächsten fünf Jahren einiges 

zu bewegen geben in dem Bereich. Aber es muss auch eine gewisse Verlässlichkeit gegeben 

sein, eine Kontinuität. Und vor allem, die Daseinsvorsorge, wie der Heinz Scheele gesagt hat, 

ist eine wichtige Aufgabe der Stadt. Das betrifft Wasser, das betrifft Kanal, das betrifft Müll. 

Wir haben in die Explosionssicherung, wir haben in die Blackoutvorsorge, wir haben in 

alternative Energie, wir haben in vieles investiert, das auch zur Kostensenkung beiträgt. Auch 

diese PV-Anlagen, LED wir tun da wirklich viel. Nur der große Wurf, wo man sagt, da finden 

wir 10 Millionen auf einmal, den gibt es nicht. Das ist eben Knochenarbeit, Jahr für Jahr, Stück 

für Stück und am Ende werden wir entsprechend Ergebnisse einfahren. Aber vom Markt 

abkoppeln können wir uns in keiner Weise. Also was jetzt Personalkostenentwicklungen oder 

auch was die Kinderbetreuung an zusätzlichen Anforderungen an uns als Gemeinde stellt, 

das wird uns auferlegt. Damit gehen wir bestmöglich um, und that's it. Aber es ist sicher so, 

dass wir uns Jahr für Jahr entsprechend zusammensetzen und ein verantwortungsvolles 

Budget ausarbeiten. Da sind all die Dinge einzubringen, auch in den Finanzausschüssen 

können Dinge eingebracht werden sowie in den anderen Ausschüssen. 

 

Falb: Wenn ich die Ausführungen des Stadtrats zuerst richtig verstanden habe, reden wir von 

100.000 m3. Ich glaube, das ist über dem durchschnittlichen Abnahmevolumen pro Haushalt 
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bei 100.000 m3 pro Jahr von 4,77 € im Monat. Ich glaube, das ist die Schlüsselzahl. Ich tu 

auch so kleine Mehrkosten nicht bagatellisieren, aber es ist tatsächlich ein wirklich 

überschaubarer Betrag. Danke. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Rosenberger, bitte. 

 

Rosenberger: Nur eine kurze Korrektur. Es sind 100.000 Liter und nicht Kubikmeter. 

 

Falb: Entschuldige, das wäre dann wirklich ganz günstig.  

 

Völkl: Wenn es keine Wortmeldungen mehr gibt, kommen wir zur Abstimmung und ich ersuche 

mein Zeichen der Zustimmung für diesen Antrag. Ich sehe hier die Zustimmung der Fraktion 

der ÖVP. Gegenstimmen? Fraktion der FPÖ, der GRÜNEN und der SPÖ. Dankeschön. Die 

Mehrheit ist für den Antrag gegeben. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 0 SPÖ 10 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 5 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 1 FPÖ 0 

 

 

 

4. Änderung – Wassergebühr Nachbargemeinden 
 

Wird von der Tagesordnung abgesetzt 

 

 

 

5. EVN Biogasanlage 
 

Dummer: Dann komme ich zum zweiten und letzten Antrag. Da geht es um den 

Abnahmevertrag für den Strom der Biogasanlage mit der EVN. In der Kläranlage wurde ein 

Blockheizkraftwerk errichtet, um mit dem anfallenden Vorgas elektrische Energie zu 

erzeugen. Das ist Strom, den wir dann von der EVN nicht mehr kaufen müssen. Für die 

Inbetriebnahme ist der Abschluss eines Abnahmevertrags für Strom mit dem Abnehmer-EVN-

Energievertrieb, das sind wir auch am KKG, notwendig. Es ist nicht beabsichtigt, den durch 

das Blockheizkraftwerk erzeugten Strom in das Netz einzuspeisen, sondern primär wollen wir 

den natürlich selbst verwenden. Aber trotzdem muss vertraglich die Möglichkeit geschaffen 

werden, falls aus irgendeinem Grund einmal ein Überschuss entsteht, dass der eingespeist 

werden kann. Die vertraglich vereinbarten Einspeiseleistung beträgt 108,00 kVA. Der 

Abnahmepreis wird innerhalb des Zeitraumes 1.1.2024 bis 31.12.2024 mit 14,59 ct/kWh 

vereinbart. In weiterer Folge erfolgt eine Anpassung mittels Wertsicherungsklausel. Der 

Vertrag wird für ein halbes Jahr abgeschlossen und verlängert sich automatisch auf 

unbestimmte Zeit. Eine Kündigung ist nach Ablauf dieser Zeit unter Einhaltung einer 

zweiwöchigen Kündigungsfrist jederzeit möglich, also wir sind auch nicht langfristig gebunden.  
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Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, der dem Amtsbericht 

beiliegende Abnahmevertrag, wie im Amtsbericht ausgeführt, wird genehmigt. 

 

Völk: Wenn keine Wortmeldungen sind, kommen wir zur Abstimmung und ich bitte um ein 

Zeichen der Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

6. Änderung örtliches ROP 
 

Rosenberger: Dankeschön. Einen schönen Abend auch von meiner Seite. Schönen Abend 

an unsere Gäste und auch an unsere Zuseher im Livestream. Ich habe heute zwei Anträge. 

Zum ersten darf ich beginnen mit der Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes. 

Die Stadtgemeinde Stockerau hat mit Kundmachung vom 16.02.2024, welche in der Zeit vom 

21.02.2024 bis 03.04.2024 an der Amtstafel angeschlagen war, die beabsichtigte Änderung 

des örtlichen Raumordnungsprogrammes kundgemacht. 

Über die beabsichtigte Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes wurden die 

angrenzenden Gemeinden, die NÖ Wirtschaftskammer, die Kammer für Arbeiter und 

Angestellte für NÖ, die NÖ Landes-Landwirtschaftskammer sowie die Interessens-

vertretungen für die Gemeinden im Sinn des §119 der NÖ Gemeindeordnung 1973, LGBl. 

1000 schriftlich verständigt. Darüber hinaus wurden die von der Änderung betroffenen 

Grundeigentümer sowie deren Anrainer über die beabsichtigte Änderung schriftlich informiert. 

Im Auflagenexemplar ist der Änderungsanlass mit den Begründungen vom Ortsplaner 

RaumRegionMensch ZT GmbH dokumentiert. 

Für die Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes wird das beschleunigte Verfahren 

gemäß §25a Abs. 2 NÖ ROG 2014 angewandt. Am 03.04.2024 wurde die Bestätigung der 

Abteilung Bau- und Raumordnungsrecht des Landes NÖ zur Durchführung des 

beschleunigten Verfahrens übermittelt. 

Beabsichtigter Änderungspunkt: Adaptierung der Widmungsabgrenzung von Verkehrsfläche-

öffentlich (Vö) 

Innerhalb der Auflagenfrist wurde eine schriftliche Stellungnahme fristgerecht eingebracht. 

Diese Stellungnahmen sowie die fachliche Empfehlung des Ortsplaners werden nachfolgend 

dargelegt: Stellungnahme Harmer Energie GmbH (Konrad Harmer): Der Stellungnehmende 

verweist auf einen Sondernutzungsvertrag zwischen der Stadt Stockerau und der Harmer 

Energie GmbH. In diesem ist „die Verlegung einer Gasleitung unter anderem auch auf 

Grundstücken gestattet, die nunmehr von der Änderung betroffen sind“. Welche Grundstücke 

davon genau betroffen sind wird nicht näher ausgeführt. Es wird festgehalten, dass „die 

Ausgestaltung des derzeitigen Feldweges derart verändert [wird], dass eine Durchführung der 

Verlegung der Gasleitung aufgrund der damit einhergehenden steigenden Kosten faktisch 
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nicht mehr durchführbar ist“. Der Stellungnehmende bittet um Berücksichtigung oben 

genannter Bedenken. 

Behandlung der Stellungnahme: Hierzu sei festgehalten, dass eine Ausgestaltung des 

Feldweges bereits ohne Änderung des Flächenwidmungsverfahrens möglich war. Zudem 

wird, wie der Stellungnehmende bereits selbst erwähnt, der Sondernutzungsvertrag nicht 

durch die Änderung berührt. Leitungsarbeiten unter bereits errichteten Straßen sind im 

Hinblick auf übliche kommunale Arbeiten kein außertourliches Vorhaben. Es wird angeregt 

das Fenster durch die anfallenden Straßenbauarbeiten auszunutzen und mit der gewünschten 

Verlegung der Gasleitung zu koppeln, sodass im Hinblick auf die Kosten sogar Vorteile zu 

erwarten sind. Dem Gemeinderat wird empfohlen, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 

nehmen. Auf Grundlage der Stellungnahme erfolgt keine Abänderung gegenüber der Auflage. 

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, der Gemeinderat der 

Stadt Stockerau beschließt nach Erörterung der eingelangten Stellungnahme folgende 

 

VERORDNUNG 

§ 1 Auf Grund des § 25 Abs. 1 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 LGBL. 3/2015 i.d.g.F., wird 

das örtliche Raumordnungsprogramm für die Stadtgemeinde Stockerau als beschleunigtes 

Verfahren nach § 25a Abs. 2 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 LGBL. 3/2015 i.d.g.F. 

abgeändert. 

§ 2 Die Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes (GZ 10.210-24/01 vom Februar 2024) 

verfasst von RaumRegionMensch ZT GmbH ist gemäß § 12 Abs. 3 der NÖ 

Planzeichenverordnung LGBl. 8000/2-0 i.d.g.F. als Schwarz/Rot Darstellung ausgeführt, mit 

einem Hinweis auf diese Verordnung versehen und liegt im Gemeindeamt während der 

Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

§ 3 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf der 

zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Das war jetzt sehr viel Amtsdeutsch. Ich glaube, es ist jetzt notwendig, dass man 

einmal erläutert, worum es geht. Wir widmen wieder einmal um, um Straßen zu bauen. Dass 

das nicht meine Zustimmung findet, wird wenig überraschen. Ich glaube, es ist aber wichtig, 

dass die Öffentlichkeit weiß, worum es hier eigentlich geht. Es geht um den Feldweg von der 

Senninger Straße in die Windparkstraße weiter zur Prager Straße. Dieser bestehende 

Feldweg soll jetzt dauerhaft verbreitet und umgewidmet werden, um eine Straße zu errichten. 

Anlass ist, dass heute in der Senninger Straße eine Deponie verfüllt werden soll oder eine 

Baurestmassendeponie errichtet werden soll. Das heißt, es geht darum, dass man 

vorübergehend Transportkapazitäten schafft. Das wäre auch ohne Umwidmung gegangen, 

indem man vorübergehend den Ackerboden schützt, nutzt, um ausweichend zu machen. Und 

wenn nach der relativ kurzen Befüllungszeit dann der LKW-Verkehr wieder zum Erliegen 

kommt, könnte man das alles wieder rückbauen. Man müsste das nicht umwidmen und es 

könnte dort wieder landwirtschaftlich genutzt werden, diese Fläche. Leider wird es dauerhaft 

umgewidmet, es wird dauerhaft landwirtschaftlich wertvoller Boden der landwirtschaftlichen 

Nutzung entzogen. In Wahrheit geht es darum, dass man hier den ersten Teil einer 

Nordumfahrungsstraße durch die Hintertüre errichten möchte. Noch dazu jenen Teil der 
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Nordumfahrungsstraße, der in allen bisherigen Studien gezeigt hat, dass genau dieser Teil 

der ist, der am wenigsten verkehrswirksame, dauerhafte Entlastungsmöglichkeiten bietet, weil 

die Senninger Straße zu einem ganz großen Anteil in Stockerau vom Quell also den Fahrten 

von und nach Stockerau hinein und heraus dient und der Durchzugsverkehr ganz andere 

Routen sucht und ganz anders verläuft. Zusammenfassend werde ich dieser Umwidmung 

nicht zustimmen können, weil es hier Möglichkeiten gegeben hätte, diesen Flächenverbrauch, 

diese Versiegelungen, zu vermeiden. Vor allem die dauerhaften Versiegelungen zu vermeiden 

und durch temporäre Maßnahmen, durch temporäre Flächennutzungen das anstehende 

Verkehrsthema mit dem LKW zur Deponie einfach zu lösen. Wir sind gegen die Errichtung 

einer Umfahrungsstraße durch die Hintertüre. Danke. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Rosenberger, bitte. 

 

Rosenberger: Danke, Didi, für deine Erklärung. Ja, das ist richtig, genau das, was du gesagt 

hast. Allerdings, was auch im Änderungsanlass angeführt ist, ist, dass die Franz Schuhmeier-

Straße keine ausreichende Fahrbahnbreite hat. Und zwar ist die Fahrbahnbreite gemäß RVS 

mit zumindest 6 bis 6,5 Meter notwendig. Teilweise hat der Feldweg derzeit nur 4 Meter. Und 

das macht natürlich auch ein zusätzliches Problem. Dieses Problem würde auch dazu führen, 

dass wir den Verkehr, den wir da hinten haben, wo wir auch eigentlich nichts dagegen machen 

können, mitten durch die Stadt hätten und genau aus diesem Grund auch dieses 

beschleunigte Verfahren haben, das wir da angestrebt haben und um das es jetzt geht. 

 

Völkl: Dankeschön, Herr Stadtrat Dummer, bitte. 

 

Dummer: Wenn man die Situation vor Ort kennt, dann besteht die Straße schon in einer 

deutlich größeren Breite als der Weg am Plan existiert und diese Straße wird auch schon viele 

Jahre genutzt von der Weinlinger GmbH, von der Schneps Transport GmbH, um die 

Innenstadt zu entlasten, um die Belvederegasse zu entlasten, um die Schießstattgasse zu 

entlasten. Der Werksverkehr, der sicher nicht in ein, zwei Jahren vorbei ist, weil es sind dort 

Schottergruben und es ist der ganze Werksverkehr, der in die Dörfer nach Senning und 

Grroßmugl und in die umliegenden Gemeinden fährt, versucht jetzt schon die Stadt zu 

entlasten. Die Straße ist derzeit nur mit Asphaltrecycling befestigt, hat jetzt schon eine Breite 

von sechs bis sieben Meter und ist entsprechend instandhaltungsaufwendig, weil es nur grob 

befestigt ist. Insofern macht das durchaus Sinn, dass man das jetzt macht, nicht ausschließlich 

für die Abdeckung der Altlast CEMAX, aber auch und natürlich auch für die nachhaltige 

Entlastung der wichtigen Straßen. Die Belvederegasse geht am Gymnasium vorbei, die Wolfik 

Straße ist sowieso schon stark befahren und es bietet letztendlich auch den Bürgern aus den 

umliegenden Gemeinden die Möglichkeit, wenn sie nach Stockerau-Nord zum Fetter oder 

sonst wo hinfahren wollen, oder Richtung Tulln oder Richtung Horn oder Richtung Hollabrunn 

eher weniger, da fahren sie über die Landstraße, aber alles was da Richtung Westen fahren 

will, hat dann die Möglichkeit die Stadt mit diesem Verkehr zu verschonen und außen herum 

zu fahren. Das ist durchaus sinnvoll und ich glaube, im Interesse der Stockerauer Bürgerinnen 

und Bürger, aber man kann alles schlechtreden, wenn man will. 

 

Völkl: Gibt es weitere Wortmeldungen? Der Herr Stadtrat Pfeiler noch einmal. 

 

Pfeiler: Gerhard, ich bin total froh, dass du das alle immer so genau weißt. Wir haben diverse 

Umfahrungsstraßenstudien von Fachleuten machen lassen, die sich das genau angeschaut 
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haben, wie die Routen verlaufen, wie die Routen wahlverläuft und wie viel genau dieser 

Abschnitt dieser Umfahrungsstraße bringt, nämlich am allerwenigsten, weil die Routen ganz 

anders verlaufen. Das ist einmal das eine. Das zweite ist, wenn man sagt, man will den 

Werksverkehr von den diversen Schottergruben vom Stadtzentrum fernhalten, ist das alles 

okay. Dafür muss man keine zweispurige Straße bauen. Das Verkehrsaufkommen ist so, dass 

man das ganz anders managen kann, ohne dass man wieder neues Ackerland umwidmet. Da 

hätte man mit Ausweich- und anderen kreativen Möglichkeiten genauso die gleiche 

Entlastungswirkung schaffen können, ohne dass man wieder eine völlig neue Straße errichtet. 

Wir reden alle vom Flächensparen, wir reden alle von Sicherung von Flächen für 

landwirtschaftliche Produktion. Das ist alles gut und schön, zu dem bekennen wir uns immer 

alle und dann am Tag darauf tun wir wieder umwidmen, weil wir glauben, es geht nicht anders. 

 

Dummer: Es ist eine bestehende Straße und die ist auch entsprechend breit. Ich bin da oft 

genug zu Fuß und mit dem Rad unterwegs, da ist nicht so wenig Ausweichverkehr. Vielleicht 

sagt die Studie das, aber ich bin beim Senninger Lager so oft spazieren, da fahren doch 

einiges an Pkw und natürlich die Fahrzeuge von Schneps und Weinlinger und auch alles 

andere an Verkehr, dass das Zentrum meiden will. Das halte ich für begrüßenswert. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung nach Herr Stadtrat Rosenberger. 

 

Rosenberger: Herr Stadtrat Dummer, ich darf nur festhalten, dass der Änderungsanlass, der 

auch veröffentlicht wurde, nicht von einer Umfahrungsstraße spricht. Auch wenn das jetzt 

zwischen den Zeilen so rübergekommen sein sollte. Das ist es nicht und so ist es auch nicht 

aufgelegt gewesen. 

 

Völkl: Nein und so ist es nicht aufgelegt und das Wort Umfahrungsstraße hat ganz viel anderes 

ins Spiel gebracht. 

 

Rosenberger: Aber die Entlastungsstraße ist von Herrn Stadtrat Dummer gekommen. 

 

Völkl: Ja, Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Ja, das habe ich ja nicht ohne Anlass ins Spiel gebracht. Es wurde in diversen 

Gesprächen ja schon gesagt und wenn die Straße dann gebaut ist, dann können wir es dann 

irgendwann noch mal ins öffentliche Eigentum übernehmen. Was ist es dann sonst? als, was 

ist es dann bitte anderes als eine Umfahrungsstraße? Es ist dann keine Privatstraße mehr, 

wenn schon vom Finanzstaatrat die Überlegungen ventiliert werden, dass man die Straße 

dann später ja kaufen kann. Also es stammt nicht von mir. Danke. 

 

Völkl: Ich sehe hier Zustimmung der Fraktion der ÖVP, der SPÖ, Enthaltung, FPÖ, 

Gegenstimmen, GRÜNE. Danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 5 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 0 FPÖ 1 
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7. Mehr- Minderkosten Erweiterung Volksschulen 
 

Rosenberger: Dankeschön. Damit komme ich zu meinem zweiten Antrag für heute und 

Wunder, es geht wie immer um die Volksschule Mehr- und Minderkosten und zwar darf ich 

Ihnen den Amtsbericht, der nicht sonderlich lang ist zum Glück, auch zur Kenntnis bringen. 

Gewerk Elektroinstallationen – Schmied & Fellmann GmbH: 

Im Zuge der Nutzung hat es Beschwerden gegeben, dass der Zugangsweg zur Turnhalle von 

der Klesheimstraße unbeleuchtet ist. Seitens des Generalplaners wurde in Abstimmung mit 

dem AN ein Konzept für die Herstellung der Beleuchtung ausgearbeitet, welches nunmehr 

beauftragt werden soll. Die Mehrkosten betragen 4.346,06 € netto, die fortgeschriebene 

Auftragssumme 1.376.100,04 € netto. 

Gewerk Geschirrspüler: 

Für die Küche im Bereich des Saals in der Volksschule Wondrak soll nach Abstimmung mit 

dem Schulbetrieb nunmehr ein Haubenspüler inkl. Thermo-Desinfektion angeschafft werden. 

Es wurden für die abgestimmte Ausführung zwei Angebote eingeholt. Die Vergabe soll an die 

Firma KAR Elisabeth Kneißel einer Auftragssumme von 9.681,90 € netto erfolgen. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Mehrkosten beim Gewerk 

Elektroinstallationen werden an die Schmied & Fellmann GmbH mit einer Summe von 

4.346,06 € netto beauftragt.  

Die Leistungen für die Lieferung eines Haubenspülers werden an die Firma KAR Elisabeth 

Kneißel mit einer Summe von 9.681,90 € netto beauftragt. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, Herr Gemeinderat Mayer und die Frau Gemeinderätin Fless-Klinger. 

 

Mayer: Uns ist aufgefallen, bei jeder Gemeinderatssitzung haben wir Zusatzanträge. Wir 

werden den Antrag nicht zustimmen. Wir möchten einen Zusatz dazu geben, es gehört einmal 

geprüft, wer dafür verantwortlich ist, dass wir bei jeder Gemeinderatssitzung irgendwelche 

Nachträge haben, die nicht zu wenig Summe ausmachen und ob wie oder was das passiert. 

Warum solche Sachen nicht gleich bei so einem großen Projekt ausgemerzt wurde? Danke. 

 

Völkl: Frau Gemeinderätin, bitte. 

 

Fless-Klinger: Ja, oh Wunder, wir stellen auch fest, dass bei fast jeder Gemeinderatssitzung 

neue Kosten anfallen. Sie scheinen nicht so viel zu sein dieses Mal, aber ich hätte eine 

spezielle Frage zu diesem Haubenspüler. Es ist so, dass seit September 2023 die 160 Kinder, 

die in der Volksschule das Mittagessen konsumieren, den neuen Speisesaal laut Auskunft von 

der Direktion nicht benutzen können. Sie müssen in Ersatzräume gehen. Jetzt ist folgende 

Anfrage von unserer Seite. Ist der Ankauf dieses neuen Gerätes dazu da, dass die Küche und 

die Speisesäle so ausgestattet sind, dass dann der neue Speisesaal benützt werden kann 

oder ist das eine andere Ausgabe, sodass dann die Schülerinnen zumindest ab nächstem 

Schuljahr in dem neuen Speisesaal essen können oder braucht es noch etwas anderes? Wir 

erwarten dann einen neuen Zusatzantrag. Denn wir wissen alle, dass ab September diese 

Ausweichmöglichkeit nicht mehr zur Benutzung ist, weil sie anderwertig dann benutzt wird. 

Das heißt, kann der Speisesaal ab September benutzt werden? 
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Völkl: Ja, ab September kann der Speisesaal benutzt werden. 

 

Rosenberger: Danke schön.  

 

Völkl: Eine weitere Wortmeldung. 

 

Kubat: Hätte der Herr Vizebürgermeister 2019 aufgepasst, auf die GRÜNEN, die sagten, 

steigen wir nicht aus dem Volksschulprojekt aus, das von allen Parteien eigentlich getragen 

wurde damals, hätten wir eine Volksschule um € 9,5 Mio., die um nichts schlechter gewesen 

wäre, als die jetzige, die schon mehr als € 20 Mio. kostet, soviel zu Einsparungen. Danke. 

 

Völkl: Das ist ein bisschen weit ab der Realität, was der Herr Gemeinderat Kubat da sagt. 

 

Dummer: Nur zur Vorankündigung. Wir sind jetzt bei der Rechnungsprüfung. Das heißt, die 

Schlussrechnungen sind Großteils eingelangt, werden geprüft und natürlich wird es auch in 

den nächsten Sitzungen noch Nachträge geben. Wir bemühen uns, dass wir bis Ende Juni 

die Schlussabrechnungen zusammenbekommen. Das sind natürlich zähe Verhandlungen mit 

den Firmen. Wir sind aber auf einem ganz guten Weg. Es ist aber sicher heute nicht der letzte 

Nachtrag. Das kann ich schon einmal ankündigen. Wir haben im Budget noch die eine oder 

andere Reserve. Endgültig kann man es sagen, wenn wir die Abrechnung fertig haben. Wir 

sind heute wieder mit zwei Firmen zusammengesessen, wo es darum geht, Differenzen 

zwischen der Rechnung und der Prüfung aufzuklären. Da geht es in vielen Bereichen um nicht 

unwesentliche Beträge. Das sind auch Rechnungen, die sind unendlich lang, mit 500 

Positionen und mehr. Das ist schon sehr aufwendig, das entsprechend zu prüfen. Darum 

braucht das. Wir brauchen eine Endabrechnung, damit sind die Förderabrechnungen 

verbunden und auch die Notverhandlung der Förderung. Ich ersuche noch um Geduld, bis wir 

wirklich den finalen Schlussstrich unter allen Schlussrechnungen haben. Ein Großteil ist schon 

abgerechnet, zum Teil auch sehr positiv abgerechnet. Rund 75 % sind abgerechnet. Aber es 

gibt doch noch einige Gewerke, wo wir in intensiven Verhandlungen stehen. Da wird noch das 

eine oder andere nachkommen, so viel einmal zu dem. Über die € 9 Mio. will ich gar nicht 

mehr reden, das ist lächerlich. Das haben wir schon so oft durchgekaut. Da verstehen sie 

einfach nichts von der Materie und für den Klimaschutz haben sie überhaupt nichts über. Im 

alten Projekt war von Klimaschutz null Rede und wir haben das doch jetzt die Sanierung der 

Volksschulen mit angedacht und enorm viel Heizenergie eingespart. Also, wenn ich sage, das 

alte Projekt war so wie das neue, dann bin ich wirklich ahnungslos. Da haben sie vielleicht 

wirtschaftlich ein bisschen Ahnung, aber technisch sicher null. Ich verstehe das nicht, wo ihr 

immer den Klimaschutz einfordert und was weiß ich was alles und dann bei diesen Dingen 

euch total sperrt und sagt, das ist nicht notwendig gewesen. Wir brauchen die alten Schulen, 

die 60 Jahre alt, 50 Jahre alt sind, nicht thermisch sanieren.  

 

Völkl: Dankeschön. Herr Gemeinderat Mayer, bitte. 

 

Mayer: Die Abrechnung ist natürlich eine andere Sache. Das verstehen wir auch, dass das 

dauert. Es ist löblich, dass das genau geprüft wird. Was wir meinen ist, es sind viele Sachen, 

die selbstverständlich sein müssten bei so Bauten wie Eingangstüren, wie die Schließanlagen 

und so, dass das funktioniert. Wir haben immer wieder Nachträge, da muss ja irgendwer 

verantwortlich sein, warum das nicht funktioniert und das ist das, was wir aufzeigen wollten. 
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Völkl: Der Geschirrspüler wurde auf Wunsch der Schule umdisponiert und so bestellt, wie er 

jetzt bestellt worden ist. Beim anderen geht es um eine Beleuchtung für einen Zugangsweg. 

Das sind zwei Sachen, die schon sehr verständlich und überschaubar sind vom Amtsbericht 

her. Wir bringen diesen Antrag jetzt zur Abstimmung. Herr Stadtrat Rosenberger, bitte. 

 

Rosenberger: Einmal noch zum Abschluss meiner Seite. Klar, dieses Projekt muss man schon 

realistisch sehen, ein Schulprojekt ist nicht vergleichbar mit einer Renovierung einer kleinen 

Wohnung oder mit einem Kauf eines Autos. Da kommt es schon von den Anforderungen her 

immer wieder zu Änderungen, wo sich gewisse Teile ganz einfach verändern, wo sich die 

Anforderungen ändern, wo gewisse Gewerke sich verschieben und wo andere Dinge bestellt 

waren, als sie dann letztendlich auch ausgeführt werden müssen und daher kommt es immer 

wieder zu den Nachträgen. Ich bin auch froh, wenn das Projekt erledigt ist und abgerechnet 

ist. Ich verstehe grundsätzlich auch deine Wortmeldung hoffentlich richtig. 

 

Völkl: Dankeschön. Herr Stadtrat Pfeiler. Eine Wortmeldung bitte nur zur Elektroinstallation 

oder Geschirrspüler und nichts Allgemeines zur Schule mehr, wenn ich darauf hinweisen darf. 

 

Pfeiler: Kollege Dummer hat nochmal geantwortet und auf das möchte ich replizieren. Wir sind 

bei € 11 Mio. aus dem Volksschulprojekt ausgestiegen, also wir nicht, ihr mit dem Versprechen 

verbunden, dass man die Schule um € 11 Mio. bauen wird. Sicher, so war der damalige 

Amtsbericht, das möchte ich nur nochmal sagen. Wir werden die Schule um € 11 Mio. bauen, 

darum steigen wir aus einem Projekt von € 11,6 Mio. aus. Ab dem Zeitpunkt, wo der Beschluss 

gefasst war, sind die Kosten davon galoppiert und von den € 11 Mio. haben wir nie wieder 

was gehört, Punkt eins. Und der zweite Punkt, den ich noch sagen möchte ist, dass auch im 

alten Projekt bei den € 11,6 Mio. noch um einige hunderttausend Euro energieoptimierende 

Maßnahmen auch drinnen waren. Das möchte ich auch nochmal sagen. Also, es ist nicht so, 

dass wir, doch, du schüttelst den Kopf, es war so, es waren energieoptimierende Maßnahmen 

auch in diesem Projekt drinnen. Danke. 

 

Völkl: Wir stimmen jetzt ab. Diesen Antrag Gewerke Elektroinstallation und Gewerke 

Geschirrspüler wie der Amtsbericht vorliegt, bitte um Zustimmung. Ich sehe hier Zustimmung 

von der Fraktion der ÖVP, der SPÖ. Gegenstimmen? Enthaltungen? Fraktion der FPÖ, 

Fraktion der GRÜNEN. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 0 GRÜNE 5 

FPÖ 0 FPÖ 0 FPÖ 1 

 

Völkl: Der Herr Stadtrat für Beteiligungen und Liegenschaften ist am Wort. 

 

Strahammer, Kurzmann, Fless-Klinger verlassen die Sitzung. 19:53 Uhr 
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8. Errichtung Schnellladestation Rudolf Hirsch-Straße, 

Grundbenützung Leitungsverlegung 
 

Koll: Guten Abend allerseits. Ich hoffe mit meinen Anträgen die Herzen zu erfreuen und dass 

keine Polemiken notwendig sind, auch in Zeiten wie diesen.  

Mein erster Antrag betrifft die Grundbenutzungszulassung zur Leitungsverlegung für die EVN 

Energieservices GmbH in der Josef-Sandhofer-Straße und in der Rudolf-Hirsch-Straße. Da 

gibt es die erfreuliche Mitteilung, dass am Hofer Parkplatz eine weitere Schnellladestation für 

Elektroautos hergestellt werden soll. Gemeint ist der Hofer am Ostende der Stadt und nicht 

auf der anderen Seite. Seitens der EVN Energieservices soll vom nächstgelegenen Trafo in 

der Josef-Sandhofer-Straße über den Kreuzungsbereich mit der Rudolf-Hirsch-Straße bis 

zum Parkplatz des Hofer-Marktes eine neue Stromleitung verlegt werden. Diesbezüglich ist 

zwischen der Stadtgemeinde Stockerau und der EVN Energieservices GmbH eine 

Vereinbarung über die Grundbenutzung abzuschließen. Der Grundbenutzungsvertrag bezieht 

sich laut beiliegendem Vertragsentwurf und Lageplan auf die Grundstücke 2270/4, 2353 

jeweils EZ 3553.  

 

Antrag 

Ich stelle deshalb den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die beiliegende 

Vereinbarung über die Grundbenutzung zu beschließen. Es handelt sich um den Ihnen 

bekannten Vertrag betreffend Gemeinde mit EVN für Leitungsverlegungen und ich bitte 

diesbezüglich um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Ich bitte um Abstimmung und sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 8 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Strahammer, Kurzmann, Fless-Klinger nehmen an der Sitzung wieder teil. 19:53 Uhr 

 

 

 

9. Gestattungs- und Sondernutzungsvertrag CN.as Leitung A22 
 

Koll: Ich bedanke mich und komme zu einem ähnlichen Thema, das am ersten Blick recht 

unrund erscheint. Es lautet nämlich Gestattungs- und Sondernutzungsvertrag CN.AS Leitung 

auf der A 22. Seitens der Republik Österreich (Bund/Bundesstraßenverwaltung), gemäß § 11 

ASFINAG-Ermächtigungsgesetz, BGBl. I Nr. 113/1997 vertreten durch die Autobahnen- und 

Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft (ASFINAG, FN92191a, Rotenturmstraße 5-

9, 1010 Wien, diese vertreten durch die ASFINAG Bau Management GmbH, FN255631d, 

Modecenterstraße 16/3, 1030 Wien) wurde ein Ansuchen auf Grundinanspruchnahme zur 

Errichtung einer CN.as-Linie gestellt (CN.as = Corporate Network hochverfügbares 

Betriebsnetzwerk zur Datenübertragung). 
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Sie können sich vorstellen, dass solche Dinge nötig sind im Zusammenhang mit Overhead 

und im Zusammenhang mit Mautstationen und solchen Dingen. Gemäß dem Ansuchen kann 

aufgrund von vorhandenen Einbauten unter bestehenden Böschungen in einigen Bereichen 

eine Leitungsverlegung auf Eigengrund nicht erfolgen. Aus dem Grund benötigt die ASFINAG 

unsere Zustimmung zur Verlegung auf Gemeindegrund. Die Grundstücke, in denen die 

Leitungsverlegung erfolgt, sind teilweise im Öffentlichen Gut. Die Grundstücke und 

Leitungslängen je Grundstück werden in den nachfolgenden Tabellen dargestellt und sind im 

beiliegenden Plan ersichtlich. Betroffene Grundstücke sind das 2073 für eine Künette und 

Verteilungsanlagen im Ausmaß von 805 lfm sowie das Grundstück 2074 für eine Spülbohrung 

auf über 19 lfm. Betroffen sind die Grundstücke 1953 für Künetten mit 47 lfm und 1952 

ebenfalls mit 24 lfm. Insgesamt beträgt die Leitungslänge 895 Meter. Für die Zustimmung zur 

Sondernutzung wird seitens ASFINAG eine einmalige Gebrauchsabgabe in Höhe von 

9.314,07 entrichtet. Details zum Gestattungs- und Sondernutzungsvertrag sind dem 

beiliegenden Entwurf zu entnehmen. Sollten sich die Leitungslängen im Zug der Ausführung 

aus derzeit nicht absehbaren Gründen nennenswert ändern, erfolgt eine Anpassung dieser 

Vergütung. Im Ausschuss, daran können sich alle erinnern, wo wir das diskutiert haben, ist 

kurz die Frage aufgetaucht, ob eben möglicherweise da für die Gemeinde mehr Geld 

rauszuholen wäre, wenn nämlich diese Leitung nach dem Telekommunikationsgesetz in 

Wirklichkeit öffentlich benutzt wird von der ASFINAG. Darüber hat sich der DI Altinger schlau 

gemacht und hat von der ASFINAG schriftlich die Ausführung gekriegt, dass es ausschließlich 

ein wie der Name schon sagt internes Corporate Network ist. Das heißt, es wird nicht vermittelt 

an irgendwelche weiteren Sachen, sondern dient ausschließlich der ASFINAG. Damit ist die 

Berechnung dieser Vergütung grundsätzlich richtig.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, der dem Amtsbericht 

beiliegenden Gestattungs- und Sondernutzungsvertrag zuzustimmen. Ich bitte um Ihre 

Zustimmung. 

 

Völkl: Ich bitte um Zustimmung und Abstimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

10. Servitutsvertrag Gst. Nr. 156, EZ 3553 
 

Wird von der Tagesordnung abgesetzt 

 

 

Ruzicka verlässt die Sitzung. 20:02 Uhr 
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11. Grundkauf Parz. Nr. 1839 und 1757 – Stockerauer Au 
 

Koll: Dankeschön. Und mein letzter Antrag im öffentlichen Bereich ist eine ganz charmante 

Geschichte, die mir besonders persönlich ganz gut gefällt ist. Wir haben es auch im 

Ausschuss besprochen und einstimmig dem Gemeinderat empfohlen.  

Im nördlichen Teil der Stockerauer Au befinden sich bis dato einige wenige Parzellen, welche 

sich nicht im Eigentum der Stadtgemeinde Stockerau befinden. Die sind historisch entstanden 

und weisen eine ungefähre Länge von 200 Meter und eine ungefähre Breite von 10 Meter auf. 

Wir reden also über 2.000 Quadratmeter. Da weder Grenzzeichen in der Natur vorhanden 

sind noch eine Bestandsänderung erkennbar ist, ist eine genaue Abgrenzung nicht möglich 

und folglich für künftige waldwirtschaftliche Maßnahmen hinderlich. Nach Gesprächen mit den 

Eigentümern der zuvor genannten Parzellen besteht die Möglichkeit, die Grundstücke mit den 

Nummern 1839 und 1757 KG Stockerau laut dem innenbeiliegenden Lageplan von Frau Ulrike 

Faller um einen Quadratmeterpreis von € 2,20 inklusive gesetzlicher Steuern zu erwerben. 

Als Kaufbedingung soll im Kaufvertrag verschriftlicht werden, dass eine auf dem Grundstück 

Nummer 1757 stehende Silberweide erhalten werden soll. Es war Anliegen der Verkäuferin, 

weil das einen familiären Hintergrund hat. Ich finde das ganz besonders nett und unser 

Förster, der Ing. Gruber hat auch zugesagt, dass er das mit besonderer Sorgfalt einhalten 

wird. Eine Entnahme dieser Silberweide soll nur dann erfolgen dürfen, wenn ein Gutachter 

dies bescheinigt. Da können wir, glaube ich, ganz gut zustimmen. Laut den 

Grundbuchauszügen beträgt die gegenständliche Gesamtwaldfläche 3.993 Quadratmeter. 

Der Gesamtkaufpreis der beiden Grundstücke beträgt € 8.784,60 inklusive Steuern und wird 

im Nachtragsvoranschlag berücksichtigt. Die Kosten der Errichtung des Kaufvertrags und die 

damit verbundenen Nebenkosten sollen wir, also die Käufer, entrichten.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, der Erwerb der Grundstücke 

von Frau Ulrike Faller mit den Nummern 1839 und 1757 KG Stockerau um einen Kaufpreis 

von insgesamt € 8.784,60. Auch da bitte ich um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe Ihre Einstimmigkeit.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Der Herr Vizebürgermeister ist am Wort mit seinen Anträgen für das Referat Kultur und 

Veranstaltungswesen. 

 

Pollak und Ch. Rester verlassen die Sitzung. 20:03 Uhr 
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12. Basisförderung 2024 – Vereine ausgenommen Sportvereine 
 

Scheele: Danke. Ich darf Ihnen einen Amtsbericht zur Beschlussfassung vorlegen. Es betrifft 

die Basisförderung 2024 für Vereine ausgenommen Sportvereine. Es sind insgesamt 15 

Ansuchen auf Gewährung dieser Basisförderung von den unterschiedlichsten Vereinen 

eingetroffen. Wir reden von einer Gesamtsumme in Höhe von € 19.440.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Genehmigung der 

von 15 angesuchten Basisförderungen 2024 beziehungsweise der Richtlinien über die 

Vergabe von Förderungen an Kulturvereine, sonstige Vereine und Organisationen mit 

Ausnahme von Sportvereinen in Höhe von € 19.440. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung. Frau Gemeinderätin, bitte. 

 

Fless-Klinger: Danke. Wir GRÜNE stehen hinter den Förderungen für die Kulturvereine und 

wir freuen uns, wenn wir eine belebte Stadt dadurch haben. Aber, wir stehen auch für 

Transparenz in der Vergabe dieser Gelder. Ein erster Schritt wurde 2023 getätigt, als die 

neuen Richtlinien für die Förderung der Kulturvereine und sonstige Vereine außer 

Sportvereine beschlossen wurden. Diese sind im Übrigen auch öffentlich auf der Homepage 

der Stadtgemeinde einzusehen. Darin ist transparent die Vergabe der Basis- und 

Projektförderung festgehalten. In Punkt 3a kann man so lesen. „Der Förderwerber verpflichtet 

sich, über die Verwendung der Fördermittel bis zum 15.03. des Jahres, für das die Förderung 

zugesagt wird, einen Rechenschafts- bzw. Tätigkeitsbericht über das vorgegangene Jahr 

vorzulegen.“ Als Mitglied des Kulturschusses wurde mir diese Möglichkeit verwehrt, Einblick 

zu nehmen in die Rechenschaftsberichte der Vereine, die Förderungen erhalten haben. 

Deshalb habe ich jetzt eine Anfrage. Werden die Ausschussmitglieder, somit auch ich, die 

Möglichkeit erhalten, Rechenschafts- und Tätigkeitsberichte einzusehen, zumindest in der 

Zeit der Ausschusssitzung? Die GRÜNEN stehen dafür, dass wir eine transparente Gemeinde 

haben. Es ist nicht genug, nur darüber zu sprechen, sondern einfach es auch auszuüben. 

 

Völkl: Ja. Während der Ausschusssitzung darf Einsicht genommen werden in die Unterlagen. 

 

Fless-Klinger: Gut, vielen Dank. 

 

Völkl: Für die Mitglieder des Ausschusses, dass wir jetzt alles korrekt haben. Dann kommen 

wir zur Abstimmung und ich sehe Einstimmigkeit. Danke.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Wir kommen nun zu den Anträgen des Stadtrates für Soziales, Gesundheit, Bildung und 

Integration.  
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Ruzicka, Pollak, Ch. Rester nimmt an der Sitzung wieder teil. 20:07 Uhr 

 

 

 

13. Änderung – Richtlinie Mietzinsunterstützung 
 

A. Rester: Das übernehme ich. Dankeschön. Einen schönen Abend auch von meiner Seite an 

alle Kollegen, Kolleginnen und an alle Zuhörer und Zuhörerinnen im Raum und auch im 

Livestream. Ich darf in Vertretung des Stadtrates für Soziales, Gesundheit, Bildung und 

Integration zwei Anträge vorbringen. Der erste ist der Amtsbericht zur Änderung der Richtlinie 

für Mietzinsunterstützung.  

Die vom Gemeinderat am 13.12.2022 beschlossene Richtlinie für Mietzinsunterstützung soll 

insofern geändert werden, als dass der zumutbare Mietzinsaufwand für folgende geringe 

Einkommen von 25 % auf 20 % des Haushaltsnettoeinkommens gesenkt wird. Eine Person 

bis zu € 1.200, zwei Personen bis zu € 1.800, jede weitere Person bis zu € 200.  

Weiters soll unter Punkt C.) Fördergrundlage im ersten Absatz, letzter Satz, die 

Richtwertmiete laut MRG von 5,96 €/m² auf 6,85 €/m² (Stand 01.04.2023) aktualisiert werden. 

Zudem soll im letzten Absatz die Berechnung für die Mietzinsunterstützung insofern 

konkretisiert werden, als für die Ermittlung des Nettohaushaltseinkommens Sonderzahlungen 

wie z.B. Urlaubs- und Weihnachtsgeld unberücksichtigt bleiben.  

Unter Punkt I.) Sonstige Förderbestimmungen soll im Hinblick auf den Gleichheitsgrundsatz 

und das aus ihm abgeleitete Sachlichkeitsgebot die Ablehnung eines Antrages ohne Angaben 

von Gründen entfallen und stattdessen die Ablehnung eines Antrages bei Nichtvorliegen einer 

oder mehrerer Fördervoraussetzungen erfolgen.  Weiters sollen die beiden letzten Absätze 

zur Zuständigkeit des Stadtrates bei Beschwerden gegen eine Entscheidung oder bei 

besonders berücksichtigungswürdigen Anträgen entfallen, da die Gewährung von 

Zahlungserleichterungen für privatrechtliche Forderungen ex lege gem. § 36 Abs. 2 Z 3 NÖ 

Gemeindeordnung 1973 in die Kompetenz des Stadtrates fällt.   

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die nachfolgende 

Richtlinie für die Mietzinsunterstützung der Stadtgemeinde Stockerau wird genehmigt. Ich 

würde jetzt vom Vorlesen der gesamten Richtlinie Abstand nehmen und bitte um Zustimmung. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche ein Zeichen der Zustimmung. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

  



-25- 
Gemeinderat 22.05.2024 

14. Kindererholungsaktion 2024 
 

A. Rester: Ich komme jetzt zum zweiten Antrag, zum zweiten Amtsbericht. Der betrifft die 

Kindererholungsaktion 2024.  

Für die Kindererholungsaktion 2024 soll pro im Gemeinderat vertretenen Mandatar ein Betrag 

von € 50 als Subvention gewährt werden. Insgesamt sollen hierfür € 1.850 aufgewendet 

werden. Die Aufteilung soll wie folgt folgen. 

ÖVP € 900 für den Verein „punkt.um“, SPÖ € 550 für Kinder- und Jugendwohlfahrt BH 

Korneuburg und JAK Stockerau, GRÜNE € 250 für den Verein „punkt.um“, FPÖ € 150 für den 

Verein „Lernen unter Sternen“.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, für die Kindererholungsaktion 

2024 wird ein Betrag in Höhe von € 1.850 gewährt, der sich wie bereits vorgetragen aufteilt. 

Ich bitte um die Zustimmung. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche mein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe 

hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Danke. Wir kommen nun zum Antrag des Herrn Stadtrates für Umwelt, Au, Friedhof und 

Parkanlagen. 

 

Koll verlässt die Sitzung. 20:11 Uhr 

 

 

 

15. Asphaltierung Zufahrtsweg Deponie 
 

Pfeiler: Es geht um eine Wegbefestigung im Bereich des Deponiegeländes. Im Jahr 2021 

wurde der Zufahrtsweg teilweise neu angelegt und lagermäßig optimiert, damals aber nicht 

mit den definitiven Trag- und Deckschichten ausgeführt. Im Zuge der Benutzung dieser 

Wegverbindung mit LKWs hat sich herausgestellt, dass immer wieder Ausbesserungsarbeiten 

notwendig sind. Daher hat man sich jetzt angenähert, diese Wegverbindung von der 

ehemaligen Kompostierung hinunter zur grünen Halle mit einer bituminösen Deckschicht 

auszuführen. Es wurden Schürfe vorgenommen, um auch den Untergrund entsprechend 

festzulegen und zu schauen, ob da nicht andere Materialien zum Forschen kommen, die nicht 

ausreichend tragfähig sind. Es wurde ein Angebot eingeholt von der Strabag AG, die 

entsprechende Asphaltierungs- und Ausbesserungsarbeiten und dann Asphaltierungen 

vorzunehmen. Es wurden ursprünglich zwei Abschnitte geplant, nämlich dann auch von der 

grünen Halle noch weiter zur roten Halle. Von dem nimmt man jetzt Abstand. Das heißt, es 
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kommt jetzt nur zur Ausführung der Bereich von der ehemaligen Kompostierung bis zur 

grünen Halle. Im Voranschlag sind für diese Asphaltierungsarbeiten der Zufahrtswege € 100 

netto vorgesehen.  

 

Antrag 

Es wird jetzt der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Strabag AG wird mit 

der Herstellung der Asphaltierung sowie diverser Verbesserungen der unbefestigten 

Tragschicht des Zufahrtsweges auf der Deponie mit einer Auftragssumme von netto € 

92.397,38 beauftragt. 

 

Völkl: Dankeschön. Gibt es Wortmeldungen? Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Falb: Danke, Herr Stadtrat, für den Antrag. Natürlich ist es so, dass wir jeden m2 

unversiegelten Boden erhalten wollen, aber angesichts der von Ihnen geschilderten 

Umstände stimmen wir diesem Antrag natürlich zu, was also die Aufbringung einer 

bituminösen Tragschicht betrifft. Danke. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche für mein Zeichen der Zustimmung. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Der Herr Stadtrat für Verkehr, Infrastruktur und Straßen ist am Wort. Danke vielmals. 

 

Koll nimmt an der Sitzung wieder teil. 20:14 Uhr 

 

 

 

16. Reparatur KFZ Verkehrsabteilung 
 

Hödl: Schönen guten Abend auch von meiner Seite. Zwei Anträge von mir, die beide auch im 

Ausschuss einstimmig zur Vorlage empfohlen wurden. Der erste, die Gemeinde hat einen VW 

Crafter, der insbesondere zum Transport von Verkehrszeichen, Absperrgittern und 

dergleichen verwendet wird. Dieser VW Crafter hat einen Motorschaden, weshalb es den 

Bedarf gibt, einen Austauschmotor einzubauen und es sind auch schon Arbeiten durchgeführt 

worden. Die Firma Kfz-Technik Schwerer wird den Einbau des Motors durchführen und die 

restlichen Arbeiten erledigen. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, erstens die Materialkosten 

des generalüberholten VW Rumpfmotors der Spreng GmbH in Höhe von brutto € 8.513,86 

und zweitens die bisher getätigten Inspektionsleistungen und die restlichen Reparaturkosten 
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des VW Crafters der Firma Kfz-Technik Schwerer in Höhe von brutto € 6.500 werden 

genehmigt und vergeben mit dem Antrag. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung und Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Trabauer-Rauchbüchl verlässt die Sitzung. 20:15 Uhr 

 

 

 

17. Kooperationsvertrag Nextbike 
 

Hödl: Dankeschön. Aufgrund der Änderung, dass das Serviceentgelt für den Standort beim 

Bahnhof ab dem 01.01.2024 nicht mehr vom Land übernommen wird, ist eine neue 

Vereinbarung zur Weiterführung der Gemeindekooperation zwischen der Stadtgemeinde 

Stockerau und der Radland GmbH (ehemalige NÖ Energie- und Umweltagentur Betriebs  

GmbH, BeNu) bezüglich des öffentlichen Fahrradverleihsystems erforderlich. Die übermittelte 

Vereinbarung hat eine Gültigkeit von 01.04.2024 bis 31.12.2026 und umfasst den Standort 

beim Bahnhof. Da sich die Anforderungen im Laufe der Zeit verändert haben, sind die 

Standorte in der bisherigen Kooperationsdauer (letzten 11 Jahren) laufend angepasst worden. 

Aufgrund des geringen Nutzens für Bürger und Bürgerinnen und der stark gestiegenen Kosten 

wurde der Standort Kaiserrast aufgelassen.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, für die Weiterführung 

mit dem neuen Kooperationsvertrag zwischen der Stadtgemeinde Stockerau und der Radland 

GmbH für die Jahre 2024 bis 2026 unterfertigt. Für das Jahr 2024 entstehen somit 

Gesamtkosten in Höhe von brutto € 1.785,60. Die Kosten für die Folgejahre werden anhand 

der Auslastung und des dazugehörigen Kostenschlüssels berechnet. 

 

Völkl: Dankesc. Ich ersuche um Abstimmung und Zustimmung und sehe Einstimmigkeit.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Danke. Wir kommen zum Antrag des Herrn Stadtrates für Wirtschaft und Tourismus. 
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Trabauer-Rauchbüchl nimmt an der Sitzung wieder teil. 20:20 Uhr 

 

 

 

18. Mitgliedschaft Stadtmarketing Austria  
 

Moser: Vielen Dank, Frau Bürgermeister, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen. Wir haben 

uns im Wirtschaftsausschuss und auch in den anderen Wirtschaftskammerveranstaltungen 

intensiv mit Themen wie Ortskernbewegung, Freiflächenmobilisierung und anderen Dingen 

beschäftigt. Wir haben Kontakt gehabt mit zahlreichen Experten auch über LEADER und uns 

wurde empfohlen der „Stadtmarketing Austria“, wie sie heißt, beizutreten. Eine Organisation, 

die es seit 25 Jahren gibt und in der fast alle nahen Städte Österreichs und auch einige aus 

Südtirol dabei sind. Es ist, soweit wir das recherchieren konnten, eine tolle Plattform für 

Vernetzung, für Erfahrungsaustausch, es gibt die Möglichkeit, kostenlos an 8 Praxistagen im 

Jahr teilzunehmen, und und und. Wir denken, das ist ein wichtiges Netzwerk für unsere 

Heimatstadt. Der Jahresmitgliedsbeitrag liegt bei netto € 1.155,- , bei einem Beitritt wurde der 

Stadtgemeinde für das erste Jahr die Hälfte des Beitrages angeboten (netto € 577,50). Ein 

Ausstieg ist jederzeit möglich. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, als Stadtgemeinde Stockerau 

dem Dachverband „Stadtmarketing Austria“ zu einem jährlichen Mitgliedsbeitrag in Höhe von 

netto € 1.155 und im ersten Jahr Beiträge in Höhe von € 577,50 beizutreten. Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön. Eine Wortmeldung. Bitte, Herr Gemeinderat Kubat. 

 

Kubat: Vielen lieben Dank, lieber Christian, für deine Ausführungen. Wie das Schicksal so 

wollte, kurz bevor ich zur Gemeinderatssitzung kam, rief mich eine Stockerauerin erbost an 

und sagte: „Da hätte ich ja gleich in die Pampa ziehen können, weil in Stockerau erhalte ich 

ja kaum noch etwas.“ Und die Innenstadt leidet wirklich darunter. Auch das ist sicherlich 

wieder ein Mosaikstein. Das, was mich persönlich echt ärgert ist, wir sind jetzt seit 2019 in 

diesem neu gewählten Gemeinderat und es ist nichts an Umsetzung passiert. Nichts. Wir 

reden immer, dann machen wir irgendeinen Arbeitskreis und das war's. Aber, dass wir wirklich 

dann beginnen umzusetzen, aktiv zu werden, beispielsweise Begegnungszonen schaffen, 

etc., das passiert einfach nicht. Und das ärgert mich schon sehr, weil nur mit Arbeitskreisen 

wird nichts weiter geschehen. Es ist so das Motto, es soll was passieren, aber nichts darf 

geschehen oder ich habe keine Ahnung. Das ist wirklich ein Ärgernis. Selbst das, was wir uns 

selber auferlegt haben, machen wir nicht. Es gibt eine Mietzinsunterstützung für 

Unternehmen, die sich im Stadtzentrum niederlassen. Haben wir gesagt, das ist eine Hilfe, 

aber auch ein Mosaikstein, wir müssen weiter handeln. Und da hieß es, es gibt dazu 

Evaluierungen nach einem Jahr. Also, ich kenne keine Evaluierung. Wir müssten uns da viel 

mehr konzentrieren und dahinterklemmen. 

 

Völkl: Herr Gemeinderat Mayer, bitte. 

 

Mayer: Ja, es wäre sehr wichtig, dass Stockerau wieder Geschäfte bekommt und wieder 

attraktiv wird für die Bevölkerung. Ich bin jetzt seit 2010 mit einer kurzen Unterbrechung im 
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Gemeinderat und ich kann nur sagen, wir sind schon so vielen Vereinen beigetreten, die alle 

versprochen haben, wie gut Stockerau gehen wird, wenn wir dazu gehen. Mir fällt da nur ein 

ÖkoPlus oder wie das geheißen hat, mir fällt da ein, naja, fällt mir jetzt nicht ein, aber da war 

auch eine größere Gruppe, die sich bereit erklärt hat, Stockerau zu unterstützen. Ich könnte 

in meinem schlauen Buch schauen, das habe ich sicher aufgeschrieben, den Namen. Ich 

habe jetzt nur gesehen, das Anliegen wurde einstimmig von den Ausschussbefürworter 

vorgelegt. Ich möchte jetzt meinem Kollegen nicht den Rücken fallen, wenn es nach mir ginge, 

ich würde es ablehnen. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. 

 

Moser: Ich glaube, der ÖkoPlus sind wir nicht beigetreten, weil man gar nicht beitreten kann. 

Aber es ist immer super, wenn alle der Innenstadtbewegung positiv gegenüberstehen und das 

auch durch Tat und Rat vollziehen. Ich kann nur noch einmal diesen Beitritt empfehlen, um 

der Zukunft zu stehen. 

 

Dummer: LEADER sind wir zum Beispiel beigetreten. Das sind ja die, die sehr wesentlich 

dazu beigetragen haben, dass der Strauchwipfelweg finanziert werden konnte. Also, es ist 

schon so, dass wir von diesen Organisationen immer wieder einen nicht unwesentlichen 

Beitrag für Projekte erhalten und Herr Mag. Kubat, vor ein paar Stunden haben sie gesagt, 

wir sollen kein Geld ausgeben und jetzt fordern sie schon wieder Ausgaben ein. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche ein Zeichen der Zustimmung. Danke. 

Einstimmig. Noch eine Wortmeldung, Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Mitgliedschaft bei „Stadtmarketing Austria“ oder vielleicht nur ein Marketinggag. Es ist 

für die Innenstadt fünf nach zwölf und nicht fünf vor zwölf. Das Geschäftesterben ist rasant 

fortgeschritten in den letzten Jahren und in den letzten fünf Jahren ist nichts geschehen, kann 

man sagen, für das Stadtzentrum. Mein Kollege Walter Klinger hat immer wieder gesagt, mach 

einmal eine Kaufkraftanalyse. Es wurde nicht gehört, was fehlt, wo sind die Potenziale, wo 

sind die Chancen, wo sind die Schwächen, wo sind die Risken. Kaufkraftanalyse haben wir 

nicht. So wie das jetzt alles klingt, ist es einfach eine Beruhigungspille, um noch gewisse 

Aktivität vorzutäuschen und wieder neue Hoffnungen zu schüren, die dann vielleicht nicht 

umgesetzt werden. Oder, ich erinnere an das ausgearbeitete Verkehrskonzept für die 

Innenstadt, das eigentlich in eine gute Richtung gegangen war oder ist. Es ist, so wie die 

Konzepte davor, auch in der Schublade verschwunden. Also, alle Chancen und alle Wege, 

die man schon beschritten hat, sind alle wieder versandet und darum sehe ich da das Risiko 

jetzt auch wieder sehr groß, dass das jetzt auch nicht mehr ist als ein Marketinggag. 

 

Koll: Es ist auch nicht verwunderlich was ich da höre von der GRÜNEN-Seite, es ist auch 

erstaunlich, dass sie offensichtlich die einzige Fraktion sind, die weiß, wie in Kleinstädten das 

Problem des Einzelhandels zu behandeln ist. Sehr viele Vorschläge habe ich allerdings nicht 

gehört in den letzten Jahren. Das ist eine Übertreibung und es ist nicht die ganze Wahrheit, 

dass sie da besonders aktiv gewesen wären. Zum Startmarketing selber haben wir einen 

Vortrag gehört von einem Mitglied. Dort sind 80 Städte, wenn ich mich nicht irre, quasi als 

Dachorganisation, die ihre Marketingaktivitäten untereinander austauschen. Ich habe einen 

Vortrag gehört von jemandem, der, es war von LEADER organisiert, der aber auch zu diesem 

Startmarketingverein gehört, der über Lienz berichtet hat, wo mit verschiedenen durchaus 
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kreativen Dingen doch etwas erreicht wurde. Das heißt, gemeinsam mit anderen, die ähnliche 

Strukturprobleme haben, die nichts mit Stockerau oder der Stockerauer Politik zu tun haben, 

sondern die generell mit einer Umstrukturierung und Transformation des Handels zu tun 

haben, sich mit denen zusammenzutun und das irgendwo zu mildern, ist eine ganz gute Idee. 

Da gibt es die Gelegenheit um sehr, sehr wenig Geld, das ist nicht wirklich viel, dieser 

Mitgliedsbeitrag, den wir da zahlen müssen, uns mit vielen auszutauschen und darum 

empfehle ich aufgrund dieser Dinge, dass man dem trotz allem zustimmt. Vielen Dank. 

 

Völkl: Dankeschön. Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Dass es von uns keine Vorschläge gab, stimmt einfach nicht. Sie hätten mir zuhören 

sollen, Herr Mag. Koll. Ich habe ausgeführt, dass mein Kollege Walter Klinger zum Beispiel 

vorgeschlagen hat, einmal über eine Kaufkraftanalyse und Strukturanalyse zu erheben, woran 

es denn krankt. Zweites Thema ist, dass wir einfach in der Innenstadt eine riesengroße 

Aufenthaltsqualität haben. Es ist ein Durchhaus und kein Wohnzimmer, wo man sich nicht 

gerne aufhalten möchte. Daher wurde ja auch dieses Verkehrskonzept beauftragt, das zu 

einer Beruhigung führen sollte, das wurde auch nicht weiterverfolgt. Da waren wir dabei, da 

haben wir auch viele Vorschläge gemacht, wie man das noch ergänzen könnte oder ein 

bisschen anders machen könnte. Wir haben uns an diesen Diskussionen beteiligt. Sie, Ihre 

Fraktion hat den Weg nicht weiter bestritten, dieses Konzept umzustellen. Ich habe heute 

schon einmal auf das damalige Allianz-Papier aus 2019 verwiesen, in dem zum Beispiel 

drinnen steht, dass dieses Konzept einem Volksentscheid zugeführt werden soll. Das Konzept 

haben wir ausgearbeitet, den Volksentscheid gab es nie. Also, die Wege wurden begonnen 

und wurden dann von Ihrer Seite, von den Seiten Ihrer Fraktion immer wieder gestoppt. An 

uns ist es nicht gelegen, dass das alles in der Schublade verschwunden ist. Danke. 

 

Völkl: Bitteschön, Herr Staatsrat Hödl. 

 

Hödl: Nur eine Wortmeldung, weil jetzt das Verkehrskonzept wiederholt angesprochen wurde. 

Wir haben auch im Ausschuss das genau erörtert. Was jetzt verschwiegen wird, ist, dass für 

eine der beiden Varianten, die untersucht worden sind, wesentliche Straßenstücke, nämlich 

Grafendorfer Straße und Neubau, Landesstraßen werden müssen. Und wir haben auch 

erörtert und das haben wir im Ausschuss wiederholt besprochen, dass es Millionenbeträge 

bedarf, um diese Straßen zu sanieren und Landesstraßen gerecht zu gestalten, wie es weiter 

auch notwendig ist, dem Land abzukaufen oder abzugelten jene Bereiche in der Hauptstraße, 

die dann nicht mehr Landesstraßen, sondern Geh- und Radwege werden. Wir haben das 

genau und eingehend diskutiert, dass es diese finanziellen Mittel im Moment nicht gibt und 

abgesehen davon von den Gründern vermutlich ohnehin abgelehnt werden, weil man ja kein 

Geld ausgeben soll. 

 

Völkl: Wir kommen, bitte. Einen einzigen Satz muss ich sagen. 

 

Moser: Wenn jetzt dieser Tagesordnungspunkt offenbar zu einer allgemeinen Diskussion 

übergegangen ist, was konkret diese Kaufkraftstudie betrifft, die gibt es vom Land alle 5 bis 6 

Jahre, so wie in den letzten 25 Jahren. Wir erwarten sie für heuer oder für die nächsten Jahre, 

da aufgrund von Corona eine kleine Verzögerung eingetreten ist. Der Unterschied, das selber 

zu machen und € 60.000 zu zahlen oder sich beim Land anzuhängen und einige wenige € 

1.000 zu zahlen, ist schon ein wesentlicher. Das ist schon mehrmals auch durch die Medien 
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genau durchdiskutiert worden. Aber jedes Mal wird dieses Argument gebracht, ohne dass es 

dann Mehrwert hat. Damit möchte ich das für meine Seite jetzt belassen. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Ich 

sehe Zustimmung der Fraktion der ÖVP, der FPÖ, der SPÖ. Enthaltung, Fraktion der 

GRÜNEN.  

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 0 GRÜNE 5 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Dankeschön. Wir kommen zur Behandlung des Dringlichkeitsantrages, der bereits 

eingangs verlesen wurde. Der Herr Vizepräsident ist am Wort. 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO – Leistbarer 

Stadtverkehr außerhalb der vorhandenen Bahn- und Buslinien 
 

Antrag 

Falb: Ich darf den Antrag stellen, hinsichtlich des Anliegens des Dringlichkeitsantrages, das 

wir teilen, um das auch klar zu sagen, nach Vorliegen näherer Informationen, nächste Woche 

eine Information beziehungsweise eine Sitzung für alle Fraktionen einzuberufen, um die 

Situation zu beleuchten und die Notwendigkeit allfälliger Übergangsszenarien zu erörtern und 

auch die diesbezüglichen Möglichkeiten. Ich würde bitten, diesen Antrag zu zustimmen. 

 

Völkl: Ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Eine Wortmeldung. 

 

Pollak: Vielen Dank für diesen Antrag. Da wir denken, dass mit diesem Antrag der Sache 

besser gedient ist als mit der Behandlung hier vor Ort, werden wir diesem Vorschlag 

zustimmen. Danke. 

 

Völkl: Wir sind am Ende der öffentlichen Sitzung angelangt. Ich bedanke mich bei allen, die 

an den Geräten oder hier vor Ort noch bei uns waren. 

 

Ende der öffentlichen Sitzung um 20:35 Uhr.  

 

 

Mag. (FH) Andrea Völkl 

Bürgermeisterin 

 

 

Für die ÖVP-Fraktion STR Dr. Christian Moser 
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Für die SPÖ-Fraktion 2. Vizebgm. Heinz Scheele 

 

Für die GRÜNEN-Fraktion STR DI Dietmar Pfeiler 

 

Für die FPÖ-Fraktion STR Herbert Pohl 


